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Kapitel  i. 

Die  Entwicklung  des  Gedankens  einer  Fabrikinspektion  in  Preußen. 

Die  Fabrikgesetzgebung  aller  Länder  beginnt  mit  dem  Schutz 
der  jugendlichen  Arbeiter.  Wie  man  weiß,  vollzog  sich  gegen 
Ende  des  1 8.  und  im  Anfang  des  1 9.  Jahrhunderts  ein  bedeutsamer 
Umschwung  in  der  Güterproduktion.  Hervorgerufen  wurde  er  durch 
mehrere  große  technische  Erfindungen,  vor  allem  diejenige  der 
Spinnmaschine  und  des  mechanischen  Webstuhles  und  durch  die 
Ausgestaltung  und  allgemeinere  Einführung  der  Dampfmaschine. 
Diese  Faktoren  waren  die  Ursache,  daß  die  Gütererzeugung, 
welche  bis  dahin  ein  handwerksmäßiges  Gepräge  getragen  hatte, 
allmählich  einen  fabrikmäßigen  Charakter  annahm,  denn  der  mecha- 
nische Antrieb  der  Arbeitsmaschinen  bedingte  die  Aufstellung 
einer  größeren  Anzahl  derselben  in  besonderen  Gebäuden,  wozu 
meist  ein  beträchtliches  Kapital  notwendig  war.  Zur  Aufrecht- 
erhaltung des  Betriebes  bedurfte  jede  Fabrik  einer  Menge  von 
Arbeitern,  die  ihrerseits  besitzlos  sein  konnten  und  es  tätsächlich 
waren,  und  deren  einziges  Kapital  in  ihrer  Arbeitskraft  bestand. 
Diese  stellten  sie  dem  Fabrikherrn,  dem  Unternehmer,  gegen  Ent- 
gelt zur  Verfügung.  Die  Natur  des  Fabrikbetriebes  forderte  es 
geradezu  heraus,  daß  neben  den  Erwachsenen  auch  Personen 
jugendlichen  Alters  in  diesen  Fabriken  beschäftigt  wurden,  denn 
durch  die  mit  der  Einführung  von  Maschinen  notwendig  ver- 
bundene Arbeitszerlegung  entstanden  eine  Menge  von  Teil  Verrich- 
tungen im  Arbeitsprozeß,  zu  deren  Ausführung  es  nur  geringer 
körperlicher  Kraft  bedurfte,  so  daß  hierfür  Kinder  bereits  in  sehr 
jugendlichem  Alter  verwendbar  waren.  Den  Fabrikanten  war  die 
Arbeit  der  Kinder  willkommen,  weil  sie  viel  billiger  war  als  die 
der  Erwachsenen,  den  Eltern  der  Kinder  dagegen,  weil  sie  den 
Arbeitslohn  ihrer  Kinder  zur  Vergrößerung  ihres  eigenen  ohnehin 
geringen  Arbeitsverdienstes  verwenden  konnten.  Die  Ausbeutung 
der  Kinderarbeit  war  in  den  Anfängen  des  Kapitalismus  um  so 
lukrativer,  als  sie  durch  keine  gesetzliche  Schranke  eingeengt  war, 
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selbst  die  Schulpflicht  bildete  kein  Hindernis,  denn  entweder 
existierte  sie  nicht,  wie  in  England,  oder  sie  blieb,  wie  in  Preußen, 
wo  das  allgemeine  Landrecht  ^)  den  Schulbesuch  vorschrieb,  zum 
großen  Teil  auf  dem  Papier  stehen.  Daher  begann  in  England 
gegen  Ende  des  1 8.  Jahrhunderts,  in  Preußen  vom  zweiten  Jahrzehnt 
des  19.  Jahrhunderts  ab  in  den  Industriebezirken  eine  maßlose  Aus- 
beutung der  Fabrikkinder,  die  im  einzelnen  bekannt  genug  ist  und 
nicht  den  Gegenstand  dieser  Untersuchung  bildet^).  Zufällig  kam  im 
Jahre  18 18  die  traurige  Lage  der  rheinischen  Fabrikkinder  zur 
Kenntnis  des  Kultusministers  v.  Altenstein,  der  einerseits  als 
Mensch  ein  warmes  Herz  für  die  Notlage  der  Fabrikkinder  besaß 
und  andererseits  als  Unterrichtsminister  besonders  daran  interessiert 
war,  daß  den  Kindern  durch  eine  überlange  Arbeitszeit  nicht  die 
für  den  Schulbesuch  nötige  Zeit  genommen  würde.  Er  war  daher 
von  vornherein,  im  Einverständnis  mit  dem  Handelsminister  Grafen 
V.  Bülow,  zu  energischem  Vorgehen  in  dieser  Angelegenheit 
entschlossen.  Um  für  diesen  Zweck  vorerst  die  nötigen  Unter- 
lagen zu  beschaffen,  forderte  v.  Altenstein  unter  dem  26.  Juni  1824 
die  Regierungen  zu  Aachen,  Trier,  Köln,  Coblenz,  Düsseldorf, 
Arnsberg,  Münster,  Minden,  Breslau  und  Liegnitz  zum  eingehen- 
den Bericht  über  die  Verhältnisse  der  Fabrikkinder  und  zu  Vor- 
schlägen über  die  zu  ergreifenden  Abhilfemaßregeln  auf.  Diese 
Berichte  entwarfen  ein  je  nach  der  mehr  oder  minder  intensiven 
Industriealisierung  des  betreffenden  Landesteils  etwas  verschieden- 
artiges, aber  durchweg  überaus  düsteres  Bild  von  der  Lage  der 
Fabrikkinder,  die  Vorschläge,  die  sie  in  bezug  auf  die  Abhilfe- 
maßregeln machten,  gingen  der  Art  und  dem  Grade  nach  aber 
sehr  auseinander.  Diese  Berichte  sind  deshalb  besonders  erwähnens- 
wert, weil  in  einem  von  ihnen,  dem  Düsseldorfer  Bericht  vom 
18.  Juli  1825,  zum  erstenmal  in  Preußen  der  Gedanke  an  eine 
regelrechte  Fabrikinspektion  auftauchte;  der  Bericht  schlug  vor: 
»Einsetzung  einer  Kommission  an  jedem  bedeutenden  Fabrik- 
orte, bestehend  aus  dem  Bürgermeister,  einem  Mitgliede  des  Stadt- 
rates, dem  Schulpfleger  oder  anderen  Geistlichen  des  Orts,  dem 
Friedensrichter  oder  einem  Mitgliede  des  Landgerichts  und  zwei 

^)  Allgemeines  Landrecht  §§  43,  44,  46,  II,  12. 

2)  Ausführliches  Material  über  die  Kinderarbeit  in  den  Fabriken  Preußens  während 
dieser  Zeit  findet  sich  bei: 

Anton:  Geschichte  der  preußischen  Fabrikgesetzgebung  bis  zu  ihrer  Aufnahme 
durch  die  Reichsgewerbeordnung.  Leipzig  1891.  (In  Schmollers  Staats-  und  sozial- 
wissenschaftlichen Forschungen,  Bd.  XI.) 
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Deputierten  des  Handelsstandes.  Derselben  liegt  die  Ordnung  des 
Verhältnisses  zwischen  Fabrikherrn  und  Arbeiter,  die  Sorge  dafür 
ob,  daß  die  Kinder  der  Schule  nicht  entzogen,  nicht  zu  früh  an 
die  Arbeit  gestellt,  nicht  über  ihre  Kräfte  angestrengt  werden 
und  dersfleichen  mehr.  Sie  hat  alles  zu  beachten,  was  Sittlichkeit 
und  häusliches  Glück  der  Arbeiter  fördern  kann,  unter  Zuziehung 
eines  verständigen  Arbeiters  die  Statuten  für  Herrn  und  Diener 
(Fabrikordnungen)  zu  entwerfen,  diese  der  Regierung  zur  Be- 
stätigung vorzulegen  und  über  ihre  Vollziehung  zu  wachen« i). 

In  diesem  Vorschlage  steckten  bereits  zwei  Grundsätze  jedes 
wirksamen  Arbeiterschutzes,  daß  nämlich  erstens  die  Durchführung 
von  Arbeiterschutzbestimmungen,  sofern  sie  wirksam  sein  soll, 
durch  eine  fortlaufende  Kontrolle  gewährleistet  werden  muß  und 
zweitens,  daß  diese  Kontrolle  besonderen  Organen  übertragen 
werden  muß,  daß  also  die  vorhandenen  Organe,  insbesondere  die 
Ortspolizeibehörden  allein  für  diesen  Zweck  nicht  genügen.  Auch 
einige  der  übrigen  Berichte  enthielten  Vorschläge  zur  Einrichtung 
einer  Art  von  Fabrikinspektion,  sie  empfahlen:  »unvermutete  Re- 
visionen der  Fabriken  durch  den  Kreisphysikus  sowie  sanitäts- 
polizeiliche Beaufsichtigung  der  für  das  Zusammenarbeiten  mehrerer 
Personen  bestimmten  Lokale  durch  die  Polizeibehörden  unter  Zu- 
ziehung des  Kreisphysikus«  2).  Sie  hielten  also  an  dem  nächst- 
liegenden Gedanken  fest,  die  Durchführung  von  Schutzbestim« 
mungen  den  bereits  bestehenden  obrigkeitlichen  Organen  zu  über- 
tragen, nicht  aber  besondere  Institutionen  für  diesen  Zweck  zu 
schaffen. 

Indessen  blieben  diese  Erhebungen  zunächst  noch  mehrere 
Jahre  ohne  weitere  Folgen.  Der  Kultusminister  v.  Altenstein 
freilich  hatte  die  besten  Absichten,  auf  Grund  dieser  Enquete  un- 
verzüglich zur  Vorbereitung  gesetzgeberischer  Maßnahmen  zu 
schreiten,  er  stieß  aber  auf  Widerstand  bei  dem  Minister  des 
Inneren  v.  Schuckmann,  mit  dessem  Ressort  das  früher  gesondert 
bestehende  Handelsministerium  inzwischen  vereinigt  worden  war. 
Der  Minister  v.  Schuckmann  sah  allerdings  ein,  daß  auf  dem 
Gebiete  der  Kinderarbeit  erhebliche  Mißstände  vorhanden  waren, 
allein  er  fürchtete,  durch  Schutzgesetze  die  Konkurrenzfähigkeit 
der  sich  erfreulich  entwickelnden  Industrie  Preußens  sowie  seines 
Handels  gegenüber  der  bereits  stark  entwickelten  und  mächtigen 
englischen  Industrie  zu  schwächen.    Er  erklärte  sich  daher  mit 

Anton:  a.  a.  O.  S.  25. 
2)  Anton:  a.  a,  O.  S.  26. 
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den  Plänen  v.  Altensteins  bezüglich  eines  dem  Staatsministerium 
vorzulegenden  Arbeiterschutzgesetzes  nicht  einverstanden,  und 
damit  war  die  Angelegenheit  auf  dem  besten  Wege,  auf  Jahre 
hinaus  ergebnislos  zu  bleiben.  Da  erwuchs  dem  Unterrichts- 
minister in  unerwarteter  Weise  Beistand.  In  seinem  Landwehr- 
geschäftsberichte vom  Jahre  1828  machte  der  Generalleutnant 
V.  Horn  dem  König  die  Meldung,  daß  die  preußischen  Industrie- 
bezirke nicht  mehr  imstande  wären,  ihr  Kontingent  zum  Ersatz 
der  Armee  zu  stellen,  und  wies  als  Ursache  hierfür  auf  die  nächt- 
liche Arbeit  der  Fabrikkinder  hin.  Hiermit  hatte  die  Sache  nicht 
nur  ein  sozial-ethisches,  sondern  auch  ein  erhebliches  politisches 
Interesse  für  den  preußischen  Staat  erhalten.  Denn  dauerten  die 
gerügten  Zustände  fort,  oder  nahmen  sie  gar  noch  größeren  Um- 
fang an,  —  und  letzteres  war  mit  der  weiteren  Ausbreitung  der 
Industrie  zu  befürchten  — ,  so  mußte  sich  auch  die  Schwierigkeit 
des  Heeresersatzes  noch  weiterhin  vergrößern.  Dieser  Umstand 
gab  zur  Kabinettsordre  des  Königs  vom  12.  Mai  1828  Veranlassung, 
in  der  er  die  Minister  v.  Altenstein  und  v.  Schuckmann  zum 
Bericht  darüber  aufforderte,  durch  welche  Maßregeln  jenem  Ver- 
fahren kräftig  entgegengewirkt  werden  könnte.  Es  bedurfte  in- 
dessen eines  Zeitraumes  von  4  Jahren  (bis  1832),  um  den  Immediat- 
bericht  fertigzustellen,  wobei  v.  Schuckmann  wiederum  das 
retardierende  Element  bildete,  wahrscheinlich  auch  diesmal  aus  dem 
vorerwähnten  Grunde.  Jedenfalls  entschlossen  sich  die  beiden 
Minister,  als  der  Bericht  im  Jahre  1832  endlich  zur  Absendung 
fertig  war,  in  Anbetracht  des  langen  inzwischen  verflossenen  Zeit- 
raumes dem  König  nunmehr  sofort  den  Entwurf  eines  Schutzge- 
setzes vorzulegen,  statt  zuerst  die  königliche  Erlaubnis  hierzu  ein- 
zuholen. Nachdem  ein  derartiger  Gesetzentwurf  alsbald  zwischen 
den  beiden  Ministern  vereinbart  war,  wäre  es  nunmehr  v.  Alten- 
steins Sache  gewesen,  diesen  dem  Staatsministerium  vorzulegen, 
um  durch  einen  entsprechenden  Antrag  des  letzteren  beim  König 
das  erwünschte  Gesetz  zustande  zu  bringen.  Merkwürdigerweise 
aber  zögerte  v.  Altenstein  gerade  bei  diesem  letzten  entscheiden- 
den Schritt,  und  so  war  die  Sache  im  Jahre  1833  wiederum  zum 
Stillstand  gekommen,  wie  vor  der  Kabinettsordre  von  1828.  Noch 
einmal  bedurfte  es  eines  besonderen  Anstoßes,  um  die  Angelegen- 
heit von  neuem  im  Fluß  zu  bringen. 

Diesen  Anstoß  gab  der  Oberpräsident  der  Rheinprovinz  von 
Bodelschwingh,  der,  im  Hinblick  auf  die  traurigen  Unterrichts- 
verhältnisse der  Fabrikkinder  im  Rheinlande,  zunächst  eine  Ver- 


Ordnung  ausarbeitete  und  diese  an  das  Unterrichtsministerium  so- 
wie das  Ministerium  des  Innern  (u.  d.  20.  November  1835)  mit  der 
Bitte  sandte,  Allerhöchsten  Orts  zu  befürworten,  daß  sie  im  Wege 
der  Königlichen  Proposition  dem  rheinischen  Landtage  zur  Be- 
gutachtung vorgelegt  werden  möge.  Auch  die  öffentliche  Meinung 
fing  bereits  an,  sich  mit  der  Frage  der  Kinderbeschäftigung  in 
den  Fabriken  zu  befassen.  Im  Anschluß  an  den  Selbstmord  einer 
jugendlichen  Fabrikarbeiterin  in  Barmen  brachte  der  Rheinisch- 
Westfälische  Anzeiger  in  Hamm  vom  29.  März  1837  einen  Artikel 
des  Fabrikanten  Schuchard  aus  Barmen,  der  dringend  nach  einem 
Schutzgesetz  für  die  Kinder  in  den  Fabriken  verlangte.  In  diesem 
Artikel  findet  man  zum  zweiten  Male,  —  und  diesmal  öffentlich  — , 
die  Forderung  einer  regelrechten  Fabrikinspektion  vertreten: 
».  .  .  Eine  Kommission,  aus  rechtlichen  Bürgern  bestehend,  könnte 
an  jedem  Orte  die  Geist  und  Körper  vernichtende  Verwendung 
der  Kinder  in  den  Industriegebäuden  beschränken  und  weniger 
nachteilig  machen,  sow^ohl  die  Aufnahme  allzu  junger  oder  zu  zarter 
Kinder  als  die  allzulange  tägliche  Anstrengung  derselben,  nament- 
lich auch  die  Nachtarbeit,  verhindern,  damit  ihnen  Zeit  zur  Er- 
holung und  Unterricht  bleibe.  Eine  solche  Kommission  könnte 
den  glücklichsten  Einfluß  auf  den  körperlichen  und  sittlichen  Zu- 
stand der  Arbeiter  ausüben  .  .  .«  Es  war  also  die  Institution  der 
ehrenamtlichen  Fabrikinspektion,  —  mit  der  man  in  England  be- 
reits im  Anfang  des  Jahrhunderts  ziemlich  trübe  Erfahrungen  ge- 
macht hatte  — ,  die  hier  ihre  Befürwortung  fand.  Auch  in  Preußen 
sollte,  in  späteren  Jahren  noch  auf  sie  zurückgegriffen  werden. 
Da  Schuchard  Deputierter  des  rheinischen  Provinzial-Landtages 
war,  so  brachte  er  auch  hier  die  Sache  in  warmen  Worten  zur 
Sprache.  Das  Ergebnis  seines  Eintretens  war  eine  Adresse  an 
den  König,  in  welcher  um  ein  Schutzgesetz  für  die  Kinder  in  den 
Fabriken  gebeten  wurde.  Einem  ihm  erteilten  diesbezüglichen 
Auftrage  auf  Ausarbeitung  eines  Schutzgesetzentwurfs  für  die 
Rheinprovinz  kam  v.  Bodelschwingh  nach;  sehr  bald  aber  reifte 
beim  Staatsministerium  der  Entschluß,  eine  solche  Verordnung 
nicht  auf  die  Rheinprovinz  zu  beschränken,  sondern  ein  Schutz- 
gesetz für  die  ganze  Monarchie  zu  erlassen.  Zur  Beratung  eines 
derartigen  Entwurfs  fand  am  21.  Dezember  1838  eine  Konferenz 
in  Berlin  statt,  in  welcher  die  Kommissarien  des  Unterrichts- 
ministeriums u.  a.  auch  für  die  Ergänzung  der  Verordnung  durch 
die  Vorschrift  der  Einsetzung  örtlicher  Spezialkommissionen  ein- 
traten, die  im  Entwurf  nicht  vorgesehen  war.    Nach  Schluß  der 
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Konferenz  wurde  der  umgeänderte  Entwurf,  der  inzwischen  den 
Namen  »Regulativ  über  die  Beschäftigung  jugendhcher  Arbeiter 
in  Fabriken«  erhalten  hatte,  den  einzelnen  Ministern  vorgelegt. 
Die  Meinungsverschiedenheiten  der  Minister  über  einzelne  Punkte 
des  Entwurfs  können  hier  übergangen  werden;  bemerkenswert  ist, 
daß  bei  der  Überprüfung  dos  Regulativs  der  Unterrichtsminister 
auch  jetzt  wieder  für  eine  Kontrolle  der  Bestimmungen  durch  be- 
sondere Organe  eintrat.  ». .  .  Das  Bedürfnis,  die  Ausführung  des 
Regulativs  durch  eine  möglichst  örtlich  zu  organisierende  Kontrolle 
zu  sichern,  ließen  es  ihm  zweckmäßig  erscheinen,  besondere  Lokal- 
kommissionen ins  Leben  zu  rufen,  w^ie  solche  die  Düsseldorfer  Re- 
gierung in  ihrem  Berichte  vom  i8.  Juli  1825  bereits  angeregt 
hatte.  Ohne  eine  geeignete  Kontrolle  würde  die  gute  Absicht  des 
Regulativs  ohne  die  entsprechenden  Folgen  bleiben,  wie  dasselbe 
überhaupt,  da  es  nur  einigen  Mißbräuchen  zu  steuern  suche,  andere 
unangefochten  lasse  und  dadurch  ignoriere,  nur  einen  geteilten 
Dank  der  Menschenfreunde  verdiene.  Er  war  daher  nur  für  die 
Vollziehung  des  Regulativs  als  eines  Provinzialgesetzes  und  behielt 
sich  vor,  bei  der  mündlichen  Diskussion  im  Staatsministerium  die 
Rätlichkeit  näherer  Kontrollen  und  eine  Erweiterung  seiner  Basis 
zur  Sprache  zu  bringen«  ^).  Bei  dieser  Beratung  im  Staatsministerium 
am  5.  Februar  1839  drangen  die  Vorschläge  v.  Altensteins  be- 
züglich einer  besonderen  Kontrolle  über  die  Ausführung  des  Re- 
gulativs nicht  durch.  Die  Kontrolle  durch  örtliche  Spezial- 
kommissionen  erschien  dem  Staatsministerium  überflüssig,  da  die 
Polizei-  und  Schulbehörden  hierzu  verpflichtet  wären  und  in  der 
Vorschrift,  daß  die  Fabrikanten  eine  Liste  aller  vom  Gesetz  ge- 
troffenen jugendlichen  Arbeiter  halten  müßten,  ein  zureichendes 
Mittel  zur  Erleichterung  dieser  Kontrolle  finden  würden.  In  wenig 
abgeänderter  Fassung  verlieh  der  König  durch  Kabinettsordre  vom 
6.  April  1839  dem  Entwurf  Gesetzeskraft  für  die  ganze  Monarchie. 
Seine  Durchführung  war  also  in  die  Hände  der  Ortspolizeibehörden 
gelegt,  welche  damit  zum  erstenmal  in  Preußen  die  Funktionen 
einer  Fabrikaufsichtsbehörde  übernahmen. 


^)  Anton:  a,  a.  O.  S.  53. 


Kapitel  2. 

Die  Grstcn  Organe  zur  Handhabung  des  Ärbeiterschutzes 
in  den  Fabriken. 

§  I.    Die  Ortspolizeibehörden  als  Fabrikaufsichtsorgane. 

Das  Regulativ  von  1839  verbot  die  Fabrikarbeit  der  Kinder 
unter  9  Jahren;  es  beschränkte  die  Arbeitszeit  der  jugendlichen 
Personen  von  9 — 16  Jahren  in  Fabriken  auf  täglich  10  Stunden, 
welche  im  ganzen  durch  Stunden  Pause  unterbrochen  sein 
mußten,  machte  gleichzeitig  den  Schulbesuch  nach  den  Vor- 
schriften des  allgemeinen  Landrechts  (d.  h.  5  Stunden  täglich)  zur 
Pflicht  und  verbot  die  Sonntags-  und  Nachtarbeit,  die  letztere  in 
der  Zeit  von  9  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens.  Die  Bestimmungen 
des  Regulativs  über  die  Fabrikarbeit  der  jugendlichen  Personen 
von  9 — 16  Jahren  waren  in  sich  widerspruchsvoll  und  schon  des- 
halb z.  T.  unausführbar.  Nach  den  Bestimmungen  des  Regulativs 
betrug  das  zulässige  Tagewerk  eines  »Fabrikkindes«:  10  Stunden 
Arbeitszeit  +  1Y2  Stunden  Pause  +  5  Stunden  Schulunterricht 
=  1672  Stunden  und  dies  in  der  Zeit  von  5  Uhr  morgens  bis  9 
Uhr  abends,  d.  h.  in  16  Stunden!  Abgesehen  von  diesem  inneren 
Widerspruch  bedeutete  aber  auch  die  Verbindung  von  10  Stunden 
Fabrikarbeit  mit  5  Stunden  Schulunterricht  eine  physische  und 
psychische  Unmöglichkeit  für  die  Kinder.  Darin  lag  der  prinzi- 
pielle Fehler  des  Regulativs  von  1839,  diesen  darf  man  bei 
der  Beurteilung  seiner  Durchführung  nicht  vergessen. 

Es  war  nun  zunächst  Sache  der  Bezirksregierungen,  den 
Ortspolizeibehörden  die  notwendigen  Direktiven  für  die  Ausführung 
des  Regulativs  zu  geben.  Sie  entledigten  sich  dieser  Aufgabe  in 
der  Weise,  daß  sie  das  Regulativ  zur  Kenntnis  der  ihnen  unter- 
stellten Behörden  brachten,  entweder  dadurch,  daß  sie  es  dem 
Wortlaute  nach  in  ihren  Amtsblättern  veröffentlichten^)  oder  auf 
die  das  Regulativ  enthaltene  Nummer  der  preußischen  Gesetz- 
sammlung verwiesen*).  Einige  Regierungen  gaben  im  Anschluß 
hieran  sofort  die  zur  Ausführung  des  Regulativs  notwendigen  Vor- 
schriften, so  ordnete  z.  B.  die  Arnsberger  Regierung  folgen- 
des an: 

I.  »Die  Fabrikherren  haben  nach  §§  i  und  2  des  gedachten 
Regulativs  alle  diejenigen  Kinder  sofort  aus  ihren  Fabriken  zu 
entlassen,  welche  das  9.  Lebensjahr  noch  nicht  zurückgelegt  oder 

^)  Z.  B.  die  Königl.  Regierang  zu  Düsseldorf,  Amtsblatt  1839,  Nr,  55. 
Z.  B.  die  Königl.  Regierung  zu  Aachen,  Amtsblatt  1839,  Nr.  28. 


noch  nicht  einen  dreijährigen  regelmäßigen  Schulunterricht  ge- 
nossen haben,  oder,  bei  höherem  Alter,  nicht  durch  ein  Zeugnis 
des  Schulvorstandes  nachweisen,  daß  sie  ihre  Muttersprache  ge- 
läufig lesen  können  und  einen  Anfang  im  Schreiben  gemacht 
haben;  mit  Ausnahme  derer,  die  älter  als  i6  Jahre  sind,  oder 
deren  Unterricht  durch  Fabrikschulen,  die  von  den  Fabrikherren, 
unterhalten  werden,  nach  unserem,  von  den  Beteiligten  nachzu- 
suchenden Anerkenntnis  gesichert  ist. 

2.  Die  Fabrikinhaber  dürfen  nur  solche  jugendliche  Arbeiter, 
die  das  i6.  Lebensjahr  noch  nicht  erreicht  haben,  in  ihre  Fabriken 
aufnehmen,  welche  durch  eine  Bescheinigung  des  Schulvorstandes 
nachweisen,  daß  sie  nach  den  Bestimmungen  der  §§  i  und  2  des 
gedachten  Regulativs  zu  Arbeitern  angenommen  werden  dürfen. 

3.  Die  in  §  7  des  Regulativs  vorgeschriebene  Liste  haben 
die  Fabrikinhaber  binnen  14  Tagen  anzufertigen  und  derselben 
die  Bescheinigungen  des  Schulvorstandes  beizulegen,  auch  vor 
derselben  zu  bemerken,  wann  die  Arbeitsstunden  aufhören  und 
anfangen  und  wann  die  in  §  4  bestimmten  Erholungszeiten  von 
72  Stunde  vor-,  ^j^  Stunde  nachmittags  und  die  Freistunde  mit- 
tags stattfinden. 

4.  Die  Pfarrer  haben  den  Fabrikinhabern  diejenigen  Stunden 
schriftlich  anzuzeigen,  in  welchen  von  ihnen  den  noch  nicht  Kon- 
firmierten der  Religionsunterricht  erteilt  wird;  und  müssen  diese 
so  früh  aus  der  Arbeit  entlassen  werden,  daß  sie  genau  mit  dem 
Anfange  der  Stunde  in  dem  Unterrichtslokal  eintreffen  können. 

5.  Die  Polizeibehörde  ist  verpflichtet,  nach  14  Tagen  die  §  3 
bemerkte  Liste  nachzusehen,  mit  den  anliegenden  Bescheinigungen 
und  dem  vorhandenen  Personal  zu  vergleichen  und  in  jedem  Kontra- 
ventionsfall  nach  §  8  des  Regulativs  die  Fabrikherren  für  jedes 
vorschriftswidrig  beschäftigte  Kind  in  eine  Strafe  von  i — 5  Taler 
zu  nehmen;  auch  diese  Revision  in  jeder  ersten  Woche  jedes 
Vierteljahrs  zu  wiederholen. 

6.  Die  Schul  vorstände  haben  von  jeder  zu  ihrer  Kunde  ge- 
langenden Übertretung  des  gedachten  Regulativs  Anzeige  bei 
der  Ortspolizeibehörde  zu  machen. 

7.  Nach  4  Wochen  haben  die  Ortspolizeibehörden  über  die 
Ausführung  dieser  Verordnung  an  die  Landräte  und  binnen  6 
Wochen  diese  an  uns  Bericht  zu  erstatten,  und  ist  dieser  Bericht 
im  Januar  jeden  Jahres  zu  wiederholen. 

8.  Sollten  die  vorgeschriebenen  Listen  in  der  von  uns  be- 
stimmten Zeit  nicht  angefertigt  sein,  so  tritt  die  §  8  des  Regulativs 


bemerkte  Straf  bestimmun  g  ein  und  weisen  wir  hierdurch  die  Po- 
Hzeibehörde  an,  die  Listen  auf  Kosten  der  Kontravenienten  auf 
der  Stelle  anfertigen  zu  lassen  i).« 

Da  das  Regulativ  sehr  eng  mit  den  Bestimmungen  des  All- 
gemeinen Landrechts  über  den  Schulbesuch  zusammenhing,  so 
hatten  die  Lehrer  und  Schulvorstände  der  von  den  Fabrikkindern 
besuchten  Schulen,  wie  aus  den  vorstehenden  Ausführungs- 
bestimmungen hervorgeht,  ebenfalls  tätigen  Anteil  an  der  Durch- 
führung des  Regulativs.  Desgleichen  waren  die  Geistlichen  an 
seiner  Ausführung  mitbeteiligt,  insofern  als  sie  darauf  zu  achten 
hatten,  daß  die  Bestimmungen  über  den  den  Kindern  zu  erteilen- 
den Religionsunterricht  gewissenhaft  eingehalten  würden.  Für 
die  konsequente  Durchführung  des  Regulativs,  soweit  seine  inneren 
Widersprüche  dies  zuließen,  war  indessen  in  letzter  Linie  die 
Fähigkeit,  das  Verständnis  und  der  gute  Wille  der  unteren  Ver- 
waltungsorgane ausschlaggebend,  und  von  ihnen  hing  es  ab,  ob 
die  Absichten  der  höheren  Instanzen  ihre  Verwirklichung  finden 
sollten  oder  nicht.  In  dieser  Hinsicht  gestaltete  sich  die  Aus- 
führung des  Regulativs  in  einzelnen  Regierungsbezirken  folgen- 
dermaßen: 

».  .  .  Nach  einem  Bericht  des  Düsseldorfer  Regierungs- 
präsidenten vom  23.  September  1841  wurde  in  seinem  Bezirk 
streng  darauf  gesehen,  daß  die  Aufnahme  der  Kinder  in  die 
Fabriken  nicht  vor  dem  9.  Jahre  und  erst  dann  stattfand,  wenn 
der  vorschriftsmäßige  Nachweis  der  ersten  Ausbildung  in  den 
Schulkenntnissen  beigebracht  war,  daß  die  gesetzliche  Maximai- 
Arbeitszeit  nicht  überschritten  und  die  gesetzlichen  Pausen  ein- 
gehalten wurden.  In  größeren  Fabrikanlagen  erhielten  die  Kinder 
durch  Fürsorge  der  Fabrikanten  und  meist  auf  deren  Kosten  an- 
gemessenen Schul-  und  Religionsunterricht;  wo  keine  Fabrik- 
schule bestand,  war  dafür  gesorgt,  daß  sie  zu  bestimmten  Stunden 
in  die  Ortsschule  und  den  Religionsunterricht  geschickt  werden 
mußten  «2). 

In  ähnlicher  Weise  gelangte  in  Berlin  das  Regulativ  zur 
Anwendung;  dagegen  klagten  die  Regierungen  zu  Magdeburg 
und  zu  Aachen  sehr  bald  über  dessen  mangelhafte  Ausfülirung. 
Die  erstere  machte  am  25.  Februar  1843  folgendes  bekannt: 

»Das  Regulativ  vom  9.  März  1839  über  die  Beschäftigung 
jugendlicher  Arbeiter  in  den  Fabriken  wird,  wie  wir  aus  den  uns 

1)  Amtsblatt  der  Königl.  Regierung  zu  Arnsberg  1839;  Nr.  36  (vom  2.  IX.  1839). 
*)  Anton:  a.  a.  O.  S.  65. 


  lO   


vorliegenden  vorläufigen  Ermittelungen  ersehen,  im  hiesigen  Be- 
zirk großenteils  nicht  ausgeführt.  Wir  sind  nicht  gewillt, 
dies  zu  dulden  und  weisen  deshalb  die  Polizeibehörden  der  Orte, 
wo  Fabriken  sind  an,  dafür  zu  sorgen,  daß  jenes  Regulativ  voll- 
ständig zur  Ausführung  kommt  und  von  jetzt  ab  mindestens  alle 
3  Wochen  die  Fabriken  in  dieser  Beziehung  zu  recherchieren. 
Wir  werden  binnen  kurzem  von  hier  aus  eine  spezielle  Revision 
dieser  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Orten  eintreten  lassen  und 
dürfen  von  dem  loyalen  und  menschenfreundlichen  Sinne  der 
Herren  Fabrikanten  wohl,  wie  von  der  uns  wohlbekannten  Be- 
ruf streue  der  Ortsbehörden  erwarten,  daß  dann  die  bisher  statt- 
gehabten Mängel  vollständig  beseitigt  sind«^). 

Die  Königliche  Regierung  zu  Aachen  sah  sich  unter  dem 
20.  Juni  1844  zu  folgenden  Ausführungen  veranlaßt: 

»Es  ist  wahrgenommen  worden,  daß  die  über  die  Beschäfti- 
gung jugendlicher  Arbeiter  in  Fabriken  bestehenden  Vor- 
schriften nicht  überall  beachtet  und  da,  wo  dies  geschieht, 
nicht  immer  mit  der  erforderlichen  Sorgfalt  und  Energie 
gehandhabt  werden,  um  einen  entsprechenden  Erfolg  herbei- 
zuführen. Wir  fühlen  uns  daher  veranlaßt,  unter  Hinweisung  auf 
das  Allerhöchsten  Orts  genehmigte  Regulativ  des  Königlichen 
hohen  Staatsministerii  vom  9.  März  1839,  ^'^^  "^^^  Bezugnahme 
auf  die  zu  dessen  Ausführung  an  die  Herren  Landräte  erlassenen 
Zirkularverfügungen  vom  18.  September  1839  23. November  1840 
den  Fabrikinhabern  und  betreffenden  Beamten  die  .  .  .  Bestim- 
mungen zur  genauen  Befolgung  hierdurch  in  Erinnerung  zu 
bringen:  .  .  .«2).  Nachdem  die  Regierung  noch  einmal  die  ge- 
samten Bestimmungen  des  Regulativs  wiedergegeben  hatte,  schloß 
sie  mit  folgender  Anweisung  an  die  Ortspolizeibehörden: 

»Die  Ortspolizeibehörden  haben  die  Befolgung  dieser  Vor- 
schriften sorgfältig  zu  überwachen  und  zu  dem  Ende  von  Zeit  zu 
Zeit,  wenigstens  aber  alle  Vierteljahre  die  betreffenden  Anstalten 
zu  visitieren,  auch  den  dahin  gehörigen  Requisitionen  der  Schul- 
vorstände und  Pfarrer  instruktionsmäßige  Folge  zu  geben.« 

Sind  dies  auch  nur  Stichproben,  welche  noch  keine  all- 
gemeingültigen Schlüsse  rechtfertigen,  so  ist  es  doch  auch  nach 
anderen  Zeugnisen  zweifellos,  daß  das  Regulativ  von  1839  ^^^^ 
mindesten  nicht  überall  zur  Ausführung  gebracht  wurde.  Die 
inneren  Gründe,  warum  die  Ortspolizeibehörden  so  vielfach  ver- 

1)  Amtsblatt  1843;  Nr.  8. 

2)  Amtsblatt  1844;  Nr.  27. 
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sagten,  dürften  nicht  weit  zu  suchen  sein.  Es  fehlte  ihnen  das 
Verständnis  für  die  ganz  neuartige  und  große  soziale  Bedeutung 
des  Regulativs,  ferner  bedingte  seine  gründliche  Handhabung 
einen  ganz  erheblichen  Zeitaufwand  von  seiten  der  Polizeibehörden, 
der  ihnen  bei  der  Fülle  ihrer  sonstigen  Aufgaben  nicht  immer 
zur  Verfügung  stand.  Vor  allem  aber  darf  man  nicht  vergessen, 
daß  die  Ortspolizeiverwaltungen  bezw.  die  Bürgermeister,  viel  zu 
wenig  unabhängig  waren,  um  das  Regulativ  auch  beim  besten  Willen 
durchführen  zu  können,  denn  das  Gesetz  richtete  sich  gerade 
gegen  die  Einflußreichsten  in  vielen  Gemeinden,  die  Fabrikbesitzer, 
die  wegen  ihres  Reichtums  und  persönlichen  Ansehens  von  aus- 
schlaggebender Bedeutung  im  Gemeinwesen  waren  und  einem 
eifrigen  Bürgermeister,  der  sich  die  strenge  Durchführung  des 
Regulativs  zum  Ziel  gesetzt  hätte,  viele  Unbequemlichkeiten  be- 
reiten konnten. 

Trotzdem  die  Tatsache,  daß  die  unteren  Verwaltungsbehörden 
nicht  imstande  waren,  das  Gesetz  durchzuführen,  mit  Sicherheit 
feststeht,  so  ist  es  doch  nicht  leicht,  dies  überall  mit  urkundlichen 
Beweisen  im  einzelnen  zu  belegen.  Anton  ^)  und  Thun  2),  welche 
in  ihren  auf  Aktenmaterial  gegründeten  Studien  auch  diese  Frage  be- 
rühren, kommen  übereinstimmend  zu  der  Ansicht,  daß  von  einer  Durch- 
führung des  Regulativs  von  1839  durch  die  Ortspolizeibehörden  nicht 
die  Rede  sein  konnte,  und  diese  Meinung  findet  ihre  Bestätigung  in 
amtlichen  Zeugnissen  der  späteren  Zeit.  Den  besten  Beweis  dafür, 
daß  diese  Art  der  Fabrikaufsicht  unzulänglich  war,  bildete  ja  ge- 
rade die  später  erfolgte  Einführung  besonderer  Organe  für  diesen 
Zweck.  Diese,  erklärte  am  29.  April  1869  der  Staatsminister 
Delbrück  im  Reichstag  des  Norddeutschen  Bundes,  seien  überall 
dort  notwendig,  »wo  die  Verhältnisse  so  liegen,  —  und  die  Ver- 
hältnisse sind  mitunter  stärker  als  die  Menschen  — ,  daß  die  Orts- 
polizeibehörden mit  Rücksicht  teils  auf  die  Stimmung  unter  den  Arbeit- 
gebern, teils  auf  die  Stimmung  unter  den  Arbeitern  sehr  wenig  Neigung 
haben,  sich  mit  dieser  häßlichen  Kontrolle  abzugeben«  und  weil 
sie  die  Rücksichten  nicht  zu  nehmen  hätten,  »die  nun  einmal  die 
ordentliche  Polizeibehörde  ...  zu  nehmen  mitunter  geneigt  ist«. 
In  diesem  Ausspruch  von  maßgebender  Stelle  kam  in  diskreter 
Form  die  Unzulänglichkeit  der  ortspolizeilichen  Fabrikaufsicht 
deutlich  zum  Ausdruck,  und  weitere  Bestätigungen  von  amtlicher 

1)  Anton:  a.  a.  O. 

2)  Thun:  Die  Industrie  am  Niederrhein  und  ihre  Arbeiter.  Leipzig  1879, 
(Schmollers  Staats-  und  sozial wissenschaftHche  Forschungen,  Bd.  II.) 
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Stelle  für  diese  Tatsache  werden  gelegentlich  noch  im  folgenden 
beigebracht  werden.  Auch  in  der  öffentlichen  Meinung  erkannte 
man  die  unzulängliche  Durchführung  des  Regulativs  namentlich 
mit  Rücksicht  auf  den  vorgeschriebenen  Schulbesuch:  ».  .  .  Fürs 
andere  sollte  doch  nach  dem  §  9  des  Regulativs  .  .  .  wenigstens 
dafür  gesorgt  werden«,  schrieb  ein  Oberlandesgerichtspräsident 
Alsleben  in  der  Kameralistischen  Zeitung  für  die  Preußischen 
Staaten^),  »daß  bei  der  Wahl  der  Unterrichtsstunden  zweckmäßiger 
verfahren  würde.  Denn  es  liegt  klar  am  Tage,  und  die  Lehrer 
versichern  es  auch,  daß  die  Abendschulen  von  den  Kindern  teils 
nicht  regelmäßig  besucht  werden  können,  teils  für  die  durch 
schwere  Arbeit  ermüdeten  Schüler  ganz  nutzlos  sind.  Sogar  gegen 
die  Vorschrift  des  §  5,  wonach  die  Beschäftigung  solcher  jungen 
Leute  an  Sonntagen  gänzlich  untersagt  ist,  wird  in  einer  der 
hiesigen 2)  Fabriken  gehandelt  und  diesem  Unfuge  nicht  gesteuert«. 

Bevor  man  aber  dazu  überging,  die  Fabrikaufsicht  in  der 
erfolgversprechenden  Weise,  d.  h.  durch  besondere  dafür  bestimmte 
Berufsbeamte  wahrnehmen  zu  lassen,  suchte  man  das  Ziel  vorerst 
noch  auf  einem  anderen  Wege,  nämlich  durch  sogen.  »Lokal- 
kommissionen«, zu  erreichen.  »Die  Lokalbehörden  (d.  h.  die  Orts- 
polizeibehörden) sind,  wenn  nicht  in  der  Regel,  doch  sehr  häufig 
—  sobald  ihre  Tätigkeit  nicht  eine  bestimmte  Richtung  durch  den 
unmittelbaren  Einfluß  und  die  persönliche  Einwirkung  der  Land- 
räte, event.  der  Kommissarien  der  vorgesetzten  Behörde  gegeben 
wird  — ,  geneigt,  dergleichen  Verhältnisse  weniger  streng  und  ernst 
zu  betrachten,  als  sie  es  erfordern.  Insbesondere  läßt  ihre  Auf- 
merksamkeit leicht  nach,  wenn  derselben  nicht  von  Zeit  zu  Zeit 
eine  erneuerte  Anregung  gegeben  wird  3).«  Dieser  mangelnden 
Initiative  der  Ortspolizeibehörden  sollten  die  »Lokalkommissionen« 
zu  Hilfe  kommen.  Inwieweit  dies  Ziel  erreicht  wurde,  davon  wird 
im  folgenden  Abschnitt  zu  sprechen  sein. 

§  2.    Versuch  zur  Ausübung  der  Fabrikinspektion 
durch  »Lokalkommissionen«. 
Die  Tatsache,  daß  die  Durchführung  des  Regulativs  von  1839 
in  der  Hand  der  Ortspolizeibehörden  zu  wünschen  übrig  ließ,  blieb 
den  Zentralbehörden  nicht  verborgen.    Außerdem  erkannte  man 

^)  Vom  Jahre  1841;  Nr.  39. 
2)  D.  h.  in  Berlin. 

^)  Berictit  der  Mindener  Regierung  vom  10.  I.  1852  (s.  Der  Arbeiterfreund  X 
(1872)  S.  56ff.) 


in  den  beteiligten  Ministerien,  daß  der  durch  das  Regulativ  von  1839 
den  jugendlichen  Arbeitern  hinsichtlich  der  Arbeitszeit  gewährte 
Schutz  notwendigerweise  durch  Maßnahmen  zur  Sicherung  gegen 
Gefährdungen  von  Gesundheit  und  Sittlichkeit  ergänzt  werden 
müßte.  Die  Folge  dieser  Erwägungen  waren  zwei  ministerielle 
Erlasse  und  zwar  der  des  Kultusministers  vom  5.  Januar  1845  sowie 
ein  gemeinsamer  Erlaß  der  Minister  des  Innern,  der  Finanzen  und 
der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinalangelegenheiten  vom 
28.  Mai  1845  an  die  Königl.  Regierungen,  worin  diese  zur  Bericht- 
erstattung über  die  Wirkungen  des  Regulativs  von  1839  sowie  über 
etwa  weiter  zu  ergreifende  Maßregeln  zum  Schutze  der  jugend- 
lichen Arbeiter  aufgefordert  w^urden.  Soweit  diese  Erlasse  speziell 
auf  die  Fabrikarbeit  Bezug  nahmen,  war  ihr  Inhalt  der  folgende: 
Der  Kultusminister  wünschte  zu  erfahren,  ob  es  für  den  Fall,  daß 
die  infolge  des  Regulativs  von  1839  getroffenen  Aufsichtsmaßregeln 
nicht  zur  Abstellung  der  bei  der  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter 
in  den  Fabriken  vorkommenden  Mißbräuche  geführt  hätten,  an- 
gemessen wäre,  zur  Erleichterung  der  Kontrolle  und  zur  geeigneten 
Ausgleichung  der  Interessen  der  Fabrikunternehmer,  der  arbeitenden 
Kinder  und  ihrer  Eltern,  besondere  Lokalkommissionen,  bestehend 
aus  dem  Ortsbürgermeister,  einem  Pfarrer,  Arzt,  Schulvorsteher, 
Fabrikunternehmer,  auch  wohl  einem  Fabrikarbeiter,  anzuordnen, 
welche  die  Sorge  für  das  leibliche  und  geistige  Wohl  der  Kinder 
als  ein  Werk  der  Liebe  übernehmen,  für  sie  bei  dem  Fabrikherrn 
wie  bei  den  Eltern  vermittelnd  eintreten,  und  wenn  sie  durch  Rat 
und  Warnung  nichts  auszurichten  vermöchten,  bei  den  Behörden 
die  zur  Abstellung  vorhandener  Mißbräuche  nötigen  Maßregeln  in 
Vorschlag  zu  bringen  haben  würden.  In  ähnlicher  Weise  regte 
auch  der  gemeinsame  Erlaß  der  drei  Minister  vom  28.  Mai  1845 
den  Gedanken  der  Einsetzung  von  Lokalkommissionen  an:  »Was 
dagegen  die  zur  Inspektion  der  Fabriken  zu  beschaffenden  be- 
sonderen Organe  betrifft,  von  deren  Wahl  anscheinend  mehr  als 
von  allgemeinen  Vorschriften  eine  Abhilfe  bestehender  Mißbräuche 
erwartet  werden  darf,  so  würde  man  für  gewisse  Bezirke  Kom- 
missionen aus  dazu  geeigneten,  unabhängigen  Männern  zu  errichten 
haben,  denen  für  jeden  Bezirk  ein  Arzt  beizugeben  wäre.  Diese 
hätten  die  Fabriken  zu  inspizieren,  die  nach  §  7  des  Regulativs 
von  den  Fabrikbesitzern  zu  führenden  Listen  einzusehen,  die  Kinder 
sich  vorführen  zu  lassen  und  vorkommende  Übelstände  entweder 
durch  Verständigung  zu  beseitigen  oder  bei  den  Behörden  zur 
Sprache  zu  bringen.    Die  Mitglieder  dieser  Kommissionen  hätten 
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ihre  P'unktionen  jedenfalls  als  ein  Ehrenamt  unentgeltlich  zu 
besorgen. 

Die  Wahl  mehrerer  Kandidaten  für  jede  dieser  Inspektions- 
stelle dürfte  in  den  Städten  den  Kommunen,  auf  dem  Lande  den 
Kreistagen  für  gewisse  von  den  Regierungen  zu  bestimmende 
Distrikte  zu  überlassen  und  nur  die  Auswahl  unter  den  zu  präsen- 
tierenden Kandidaten  wie  deren  Bestätigung  den  Regierungen 
vorzubehalten  sein,  wobei  insbesondere  Männer  zu  berücksichtigen 
wären,  welche  die  Wichtigkeit  des  Fabrikwesens  hinreichend  zu 
würdigen  und  die  Erfordernisse  des  Fabrikbetriebes  genügend  zu 
ermessen  vermögen,  gleichwohl  aber  an  den  unmittelbaren 
Interessen  dieser  Gewerbszweige  für  so  unbeteiligt  zu  achten  sind, 
um  eines  ganz  unbefangenen  Urteiles  bei  ihnen  versichert  sein  zu 
dürfen.  Die  Rücksichten  der  Medizinalpolizei  scheinen  die  Zu- 
ziehung eines  ärztlichen  Mitgliedes  jedenfalls  erforderlich  zu  machen, 
bei  welchem  die  Qualität  eines  approbierten  praktischen  Arztes 
indessen  genügen  wird,  da,  wenngleich  diese  Angelegenheit  der 
öffentlichen  Sanitätspflege  angehört,  es  doch  bei  der  großen  Zahl 
der  Fabriken  in  manchen  Kreisen  weder  möglich  noch  ratsam 
sein  würde,  ausschließlich  die  Kreisphysiker  zu  Inspektionsärzten 
zu  bestellen.  Insofern  die  Sorge  für  die  Gesundheit  mit  der  Be- 
seitigung der  Krankheiten  im  ersten  Entstehen  Hand  in  Hand 
geht,  scheint  es  als  Regel  zweckmäßig,  den  in  einer  bestimmten 
Fabrik  angestellten  Arzt,  da  er  die  Personen  und  die  lokalen 
Krankheitserscheinungen  am  besten  kennen  muß,  zu  der  Inspek- 
tionskommission heranzuziehen. 

Wenn  indessen  andererseits  zu  besorgen  steht,  daß  bei  der 
Abhängigkeit  derartiger  Ärzte  von  dem  Fabrikherrn  zuweilen 
eine  gewisse  Laxheit  eintreten  könnte,  namentlich  Denunziationen 
gegen  den  letzteren  gescheut  werden  möchten,  falls  solcher  die 
der  Gesundheit  seiner  Arbeiter  schuldigen  Pflichten  außer  acht 
läßt,  so  scheint  es  ratsam,  den  Kreisphysikus  wenigstens  jährlich 
einmal,  den  Regierungs- Medizinalrat  aber  alle  drei  Jahre  mit 
Revision  aller  in  dem  Kreise  resp.  in  dem  Regierungsbezirke 
belegenen  Fabriken  nach  Weise  der  Apothekenrevisionen  zu 
beauftragen. 

Hinsichtlich  der  sittenpolizeilichen  Aufsicht  wird,  da  die  In- 
haber der  Fabriken  nach  den  Vorschriften  des  Regulativs  vom 
9.  März  1839  bereits  der  Aufsicht  der  Schulbehörden  unterworfen 
sind,  zu  erwägen  sein,  ob  zur  Vermeidung  unnötiger  Vermehrung 
des  Auf  Sichtspersonals  diese  Aufsicht  nicht  den  Lokal-  und  Kreis- 
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Schulinspektoren  zu  übertragen  wäre  und  ihnen  zur  Hilfe  und 
Unterstützung  nur  etwa  die  von  den  Stadtkommunen  oder  Kreisen 
zu  wählenden  Männer  beigeordnet  werden  möchten« i). 

Die  Berichte,  welche  auf  diese  Erlasse  hin  eingingen,  waren 
verschiedenartig  genug.  Abgesehen  davon,  daß  sie  im  allgemeinen 
Erweiterungen  des  Regulativs  in  gesundheitlicher  und  sittlicher 
Beziehung  nicht  für  notwendig  hielten,  waren  auch  ihre  Ansichten 
über  die  bisherige  Durchführung  des  Regulativs  recht  optimistisch. 
Nur  die  Regierungen  zu  Minden  und  Merseburg  sprachen  sich 
für  die  Einsetzung  von  Lokalkommissionen  aus,  Koblenz,  Frankfurt 
und  Düsseldorf  unter  gewissen  Vorbehalten,  alle  anderen  waren 
dagegen,  sie  hielten  dieselben  für  überflüssig  und  befürchteten 
Kollisionen  zwischen  ihnen  und  den  ordentlichen  Polizei-  und 
Schulbehörden.  Im  besonderen  vertraten  die  auf  die  Zirkular- 
verfügung vom  28.  Mai  1845  eingegangenen  Berichte  den  folgenden 
Standpunkt:  »Breslau  war  weder  für  Lokalkommissionen,  da  die 
Lokalschulinspektoren  und  Ortspolizeibehörden  genügten,  noch  auch 
für  Bezirkskommissionen,  da  schon  aus  geselligen  Rücksichten  die 
Mitglieder  der  Bezirkskommission  vermeiden  würden,  gegen  einen 
angesehenen  Fabrikherrn  mit  der  nötigen  Entschiedenheit  vorzu- 
gehen, und  es  außerdem  zu  bezweifeln  wäre,  ob  die  unbesoldete 
Kommission  mehr  leisten  würde  als  die  Lokalbehörden.  Weit 
geeigneter  seien  Fabrik. inspektoren  nach  englischem  Muster, 
durch  welche  die  Ausführung  des  Regulativs  allmählich  in  allen 
Provinzen  nach  gleichen  Grundsätzen  sicher  gestellt  werden  würde.  — 
Düsseldorf  hielt  jetzt  Lokalkommissionen  und  Fabrikinspektoren, 
welche  letztere  als  Kommissarien  der  Regierung  mit  den  ersteren 
vereint  wirken  bezw.  deren  Wachsamkeit  kontrollieren  sollten,  für 
das  Zweckmäßigste,  und  zwar  Fabrikinspektoren  aus  dem  Grunde, 
weil  .  .  .  trotz  der  äußerst  beschränkten  objektiven  Wirksamkeit 
des  Regulativs  die  zu  seiner  Anwendung  berufenen  Organe  mit- 
unter allzu  nachsichtig  verfahren  hätten,  so  daß  das  Un- 
genügende einer  derartigen  beiläufigen  Aufsicht  bei  bedeutend 
erweitertem  Wirkungskreise  nur  um  so  offenbarer  hervortreten 
würde«  2). 

Übrigens  traf  die  Abneigung  der  Regierungen  gegen  die 
Einsetzung  von  Lokalkommissionen  durchaus  das  Richtige.  Es 
war  vorauszusehen,  daß  eine  solche,  aus  einer  Reihe  von  Männern 


1)  Abgedruckt  bei  Anton:  a.  a.  O.  S.  170  (Anhang). 

2)  Anton;  a.  a.  O.  S.  73. 
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der  verschiedensten  Lebensstellungen  zusammengesetzte  Kommission 
nichts  Wesentliches  vollbringen  konnte.  Es  mußte  ihr  notwendiger- 
weise die  Einheitlichkeit  des  Willens,  wie  sie  zum  Vollzug  des 
Gesetzes  notwendig  war,  fehlen.  Ihre  Vielköpfigkeit  hätte,  da  die 
in  ihr  tätigen  Männer  bereits  durch  ihren  Beruf  voll  in  Anspruch 
genommen  waren,  schon  in  bezug  auf  die  Zeit  und  Dauer  der 
auszuführenden  Betriebsrevisionen  ein  Zusammenwirken  höchst 
schwierig  machen  müssen.  Das  Eindringen  einer  so  zahlreichen 
Kommission  in  die  Fabriken  mußte  zu  mancherlei  Störungen  und 
Unbequemlichkeiten  für  die  Betriebe  führen,  außerdem  dürfte  es 
kaum  möglich  sein,  mit  einer  solchen  Kommission  unvermutete 
Revisionen  von  Fabriken  auszuführen,  wie  sie  damals,  wo  die 
Gesetzesverstöße  noch  an  der  Tagesordnung  waren,  so  sehr  nötig 
erschienen,  wenn  man  bedenkt,  was  die  späteren  ersten  Fabrik- 
inspektoren bei  solcher  Gelegenheit  zu  Tage  förderten.  Sollten 
diese  Kommissionen  dagegen  lediglich  zur  Erweckung  der  fehlenden 
Initiative  der  Ortspolizeibehörden  dienen,  so  mußten  sie  diesen 
wiederum  lästig  fallen,  so  daß  die  von  einigen  Regierungen  aus- 
gesprochene Befürchtung  der  Kollisionsgefahr  zwischen  ihnen  und 
den  Polizei-  und  Schulbehörden  ihre  volle  Berechtigung  hatte. 
Die  Entstehung  der  Lokalkommissionen  sollte  dessen  ungeachtet 
in  die  Hände  der  Kommunen  und  Kreistage  gelegt  werden,  also 
derjenigen  Verw^altungskörper,  deren  Amtsführung  hinsichtlich  der 
Fabrikinspektion  sie  hinterher  kontrollieren  sollten.  Es  bestand 
daher  für  die  Mitglieder  dieser  Kommissionen  die  Gefahr,  sich  so- 
wohl bei  den  Fabrikanten,  als  auch  bei  den  örtlichen  Polizeibehörden 
durch  ihre  Auf  Sichtstätigkeit  in  gleicher  Weise  lästig  zu  machen, 
was  um  so  weniger  Verlockend  war,  als  sie  für  ihre  mühevolle 
Tätigkeit  nicht  einmal  eine  Entschädigung  erhalten  sollten.  Soweit 
solche  Lokalkommissionen  in  den  1840  er  Jahren  hier  und  da  über- 
haupt ins  Leben  gerufen  worden  sind,  hatten  sie  denn  auch  wenig 
oder  gar  keine  Erfolge  aufzuweisen.  In  den  Bezirken  Merseburg, 
Minden  und  Königsberg,  im  Kreise  Bochum  (Hattingen)  bestanden 
solche  Kommissionen  vorübergehend,  doch  ist  nichts  darüber  be- 
kannt geworden,  daß  dieselben  nennenswerte  Ergebnisse  aufzu- 
weisen gehabt  hätten.  In  einem  Bericht  der  Mindener  Regierung 
vom  10.  Januar  1852  an  das  Staatsministerium  heißt  es  z.  B.  in 
dieser  Beziehung:  »In  der  Stadt  Minden  war  1847 
Kommunalbehörde  geleitetes  Komitee  zusammengetreten,  um  die 
Zwecke  des  Regulativs  besser  und  wirksamer  zu  erreichen;  es  be- 
stand aus  dem  Bürgermeister,  einem  Arzt,  einem  Prediger,  einem 
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Lehrer  und  zwei  Fabrikanten,  doch  hat  über  sein  Wirken  nichts 
ErhebHches  ermittelt  werden  können^).« 

Der  Kultusminister  gab  übrigens  infolge  der  vorerwähnten, 
einander  widersprechenden  Berichte  der  Königl.  Regierungen  den 
Gedanken  an  die  durchgängige  Einrichtung  von  Lokalkommissionen 
auf  und  sprach  sich  in  seinem  Erlaß  vom  20.  Mai  1847  dahin  aus, 
daß  er  es  dem  Ermessen  der  Königl.  Regierungen  überlassen 
wolle,  in  solchen  Orten,  wo  besondere  Lokalverhältnisse  die  Ein- 
richtung der  gedachten  Kommissionen  wünschenswert  und  aus- 
führbar erscheinen  lassen,  auf  dieselbe  hinzuwirken.  — 

§  3.   Die  Gewerberäte  vom  Jahre  1849  als  Arbeiter- 
schutzorgane. 

Einen  ganz  eigentümlichen  Versuch  zur  Durchführung  ge- 
wisser Bestimmungen  des  Arbeiterschutzes  stellen  die  durch  König- 
liche Verordnung  von  9.  Februar  1849  ins  Leben  gerufenen  kolle- 
gialen Gewerberäte  dar.  Sie  verdankten  ihre  Entstehung  freilich 
anderen  als  auf  den  Arbeiterschutz  gerichteten  Bestrebungen, 
nämlich  den  dringenden  Forderungen  des  Handwerkerstandes,  der 
sich  durch  die  emporkommende  Fabrikindustrie  in  Verbindung 
mit  der  Gewerbefreiheit  in  seinen  Existenzbedingungen  bedroht 
fühlte  und  stürmisch  nach  Maßregeln  zum  Schutz  seiner  Interessen 
verlangte,  ja,  wenn  möglich,  die  Wiederherstellung  der  alten 
zünf tierischen  Gewerbeverfassung  erstrebte.  Eine  Konzession  an 
diese  Forderung  stellten  die  »Gewerberäte«  dar,  die  in  Verbindung 
mit  der  gleichzeitig  vorgenommenen,  den  genannten  Wünschen 
entgegenkommenden  Regelung  der  Gewerbeverfassung  zur  Wahr- 
nehmung der  Handwerkerinteressen  berufen  wurden. 

Die  allgemeinen  Aufgaben  der  Gewerberäte  waren  kurz 
folgende:  Sie  sollten  (§  i)  für  jeden  Ort  oder  Bezirk,  wo  wegen 
eines  erheblichen  gewerblichen  Verkehrs  ein  Bedürfnis  dazu  ob- 
waltete, auf  Antrag  der  Gewerbetreibenden  nach  Anhörung  der 
gewerblichen  und  kaufmännischen  Korporationen  und  der  Ge- 
meindevertreter mit  Genehmigung  des  Ministeriums  für  Handel, 
Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  errichtet  werden.  Sie  hatten 
(§  2  al.  I)  die  allgemeinen  Interessen  des  Handwerks-  und  Fabrik- 
betriebes in  ihrem  Bezirke  wahrzunehmen  und  die  zur  Förderung 
desselben  geeigneten  Einrichtungen  zu  beraten  und  anzuregen. 
Die  Vernehmung  des  Gewerberats  (§  2  al.  2,  §§  26,  27,  29,  30,  34,  67 


1)  »Der  Arbeiterfreund«  Bd.  X,  S.  56  ff. 
Poerschke,  Die  Entwickl.  der  Gewerbeaufsicht  in  Deiitschl. 
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und  70)  war  vorgeschrieben  bei  denjenigen  Fragen,  welche  durch 
den  Befähigungsnachweis,  durch  die  Anhäufung  verschiedener  Hand- 
werke in  einer  Hand,  durch  die  das  Halten  von  Magazinen  regelnden 
Ortsstatute,  durch  den  Gewerbebetrieb  von  Ausländern  und  die 
Einschränkung  des  Verkaufsrechts  auf  Wochenmärkten  für  die 
Bewohner  des  Marktortes  hervorgerufen  wurden.  Die  Ansichten 
und  Vorschriften  der  Gewerberäte  waren  aber  auch  in  allen  An- 
gelegenheiten zu  hören,  bei  denen  es  sich  um  Anordnungen 
handelte,  welche  in  die  Verhältnisse  des  Handwerks-  und  Fabrik- 
betriebes eingriffen;  dies  galt  insbesondere  von  der  Errichtung 
neuer  und  der  Auflösung  oder  Vereinigung  bestehender  Innungen 
und  Gesellenverbindungen  und  manchen  anderen  durch  Ortsstatut 
festzusetzenden  Bestimmungen. 

Die  Gewerberäte  hatten  ferner  (§  2  al.  3)  über  die  Befolgung  der 
Vorschriften  über  das  Innungswesen,  über  die  Meister-  und  Ge- 
sellenprüfungen, über  die  Annahme  und  Behandlung  der  Gesellen, 
Gehilfen,  Lehrlinge  und  F^abrikarbeiter,  über  die  festgestellte  Ab- 
grenzung der  Arbeitsbefugnisse  und  über  sonstige  gewerbliche 
Verhältnisse  zu  wachen.  Sie  waren  befugt,  ihre  Wahrnehmungen 
über  die  erwähnten  Angelegenheiten  zur  Kenntnis  der  Behörden 
zu  bringen  und  waren  verpflichtet,  auf  deren  Verlangen  Auskunft 
zu  erteilen  und  Gutachten  zu  erstatten. 

Die  Gewerberäte  hatten  endlich  (§  2  al.  4)  über  die  Abgrenzung 
der  Handwerke  (§  28),  über  die  Bedingungen  der  Meisterprüfung 
(§  35)>  über  eventuelle  Erleichterung  der  Gesellenprüfung  (§  36), 
über  Annahme  nichtzünftigen  Arbeiterpersonals  (§  47)  und  ferner 
(§  49)  über  die  Festsetzung  der  Arbeitszeit  in  den  Handwerks- 
betrieben und  Fabriken  zu  entscheiden. 

Die  Mitglieder  der  Gewerberäte  waren  in  der  Regel  zu 
gleichen  Teilen  aus  dem  Handwerkerstande,  aus  dem  Fabrikanten- 
stande und  aus  dem  Handelsstande  ihres  Bezirkes  zu  wählen. 
Nach  diesen  drei  Klassen  von  Gewerbetreibenden  zerfiel  der  Ge- 
werberat in  drei  Abteilungen  (§  3). 

In  der  Handwerks-  und  in  der  Fabrikabteilung  der  Gewerbe- 
räte sollten  die  Arbeitgeber  (Handwerksmeister,  Fabrikinhaber) 
und  die  Arbeitnehmer  (Gesellen,  Gehilfen,  Werkführer,  Fabrik- 
arbeiter) gleiche  Vertretung  erhalten. 

Der  Abschnitt  II  dieser  Verordnung  handelte  vom  hand- 
werksmäßigen Gewerbebetriebe,  Abschnitt  III  von  den  Prüfungen 
der  Handwerker,  Abschnitt  IV  regelte  die  Verhältnisse  der  Lehr- 
linge, Gesellen,  Gehilfen  und  Fabrikarbeiter  innerhalb  der  Innung, 
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Abschnitt  V  handelte  von  Unterstützungskassen  usw.,  Abschnitt  VI 
setzte  Innungsgebühren  und  Abgaben  fest,  Abschnitt  VII  betraf 
Allgemeines  und  Abschnitt  VIII  enthielt  die  Strafbestimmungen. 

Es  ist  indessen  nicht  die  Aufgabe  dieser  Abhandlung,  die 
allgemeine  Wirksamkeit  der  Gewerberäte  näher  darzustellen,  sondern 
es  handelt  sich  hier  nur  um  die  Frage,  welche  Bedeutung  die 
Gewerberäte  für  den  Arbeiterschutz  und  seine  Durchführung  be- 
saßen. Maßgebend  in  dieser  Beziehung  war  der  schon  erwähnte 
§  49  der  Verordnung,  welcher  den  Gewerberäten  die  Festsetzung 
der  Arbeitszeit  für  die  einzelnen  Fabrik-  und  Handwerkszweige 
zuwies.  Das  war  an  und  für  sich  eine  sozialpolitische  Bestimmung 
von  ganz  außerordentlicher  Tragweite,  denn  damit  war  zum  ersten- 
mal in  Preußen  die  Möglichkeit  gegeben,  für  alle  gewerblichen 
Arbeiter,  auch  für  die  erwachsenen,  mit  rechtsgültiger  Kraft  die 
Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit,  also  einen  allgemeinen  Maximal- 
arbeitstag, festzusetzen.  Aber  wenn  schon  den  Gewerberäten 
hiermit  —  formell  —  eine  große  Machtfülle  verliehen  war,  so 
fehlte  ihnen  tatsächlich  doch  jede  Möglichkeit  zur  strikten  Durch- 
führung ihrer  rechtskräftig  erlassenen  Bestimmungen.  Nicht  ein- 
mal mit  Hilfe  der  ordentlichen  Gerichte  konnte  der  Gewerberat 
die  Ausführung  seiner  eigenen  Anordnungen  erzwingen,  denn 
der  §  49  war  durch  keine  Straf bestimmung  ergänzt!  So  ergab 
sich  denn  das  eigenartige  Resultat,  daß  der  Gewerberat  zwar  die 
Arbeitszeit  der  gewerblichen  Arbeiter  rechtskräftig  festsetzen 
konnte,  daß  jeder  Fabrikant  diese  Anordnung  aber  ungestraft 
übertreten  durfte. 

Die  praktischen  Folgen  dieser  mangelhaften  Organisation 
mußten  sich  bemerkbar  machen,  sobald  der  Gewerberat  anfing, 
Maßregeln  in  sozialpolitischer  Beziehung  zu  treffen,  welche  für 
die  davon  berührten  Arbeitgeber  wirtschaftlich  empfindlich  waren. 
Zwei  typische  Beispiele  (aus  dem  Wirkungsbereich  des  Gewerbe- 
rats zu  Magdeburg)  mögen  die  faktische  Bedeutung,  welche  die 
Gewerberäte  in  dieser  Beziehung  besaßen,  näher  kennzeichnen, 
sie  tun  es  überzeugender  als  theoretische  Erörterungen  i^) 

Im  Jahre  1850  hatten  die  Zuckerfabrikarbeiter  der  Provinz 
Sachsen,  die  damals  bereits  eine  blühende  Zuckerindustrie  besaß, 
dem  Gewerberate  zu  Magdeburg  ein  mit  588  Unterschriften  ver- 
sehenes Gesuch  eingereicht,  in  welchem  die  Arbeiter  beantragten, 
daß  ihre  tägliche  Arbeitszeit,  welche  damals  von  3  Uhr,  auch 

^)  Nach  der  Zeitung  für  die  Gewerberäte  in  den  Preußischen  Staaten.  Magde- 
burg 1850. 
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4  Uhr  morgens  bis  7  Uhr  abends  währte,  auf  die  Tageszeit  von 

5  Uhr  morgens  bis  6  Uhr  abends  —  ohne  Verkürzung  des  bis- 
herigen Lohnes  —  festgesetzt  werde,  daß  ferner  für  die  in  die 
Woche  fallenden  Festtage,  wie  Weihnachten  usw.  der  gewöhnliche 
Lohn  ausbezahlt,  daß  die  Sonntagsarbeit  mit  2  Silbergroschen  pro 
Stunde  vergütet  und  endlich  eine  1 4tägige  Kündigung  eingeführt 
werden  sollte.  Der  Gewerberat  sah  sehr  wohl  ein,  daß  diese  For- 
derungen ihre  Berechtigung  hatten,  war  sich  aber  auch  bewußt, 
daß,  im  Falle  er  dem  Antrag  entsprechend  die  Angelegenheit  im 
Sinne  der  Arbeiter  durch  Verordnung  (die  allerdings  nur  hin- 
sichtlich der  Arbeitszeit  mit  bindender  Kraft  erfolgen  konnte) 
obrigkeitlich  regelte,  er  kein  Mittel  besaß,  um  seine  Anordnungen 
bei  widerstrebenden  Fabrikanten  zwangsweise  zur  Durchführung 
zu  bringen.  Daher  schlug  er  zunächst  einen  Vermittlungsweg  ein 
und  appellierte  an  den  »menschenfreundlichen  Sinn  der  Herren 
Fabrikanten«.  Nachdem  er  eine  Kommission  zur  Untersuchung 
der  Angelegenheit  eingesetzt  hatte,  entwarf  und  versandte  er  ein 
Zirkularschreiben  an  die  Rübenzuckerfabrikanten  seines  Bezirks, 
in  welchem  er  unter  eingehender  Begründung  jedes  der  vier 
Punkte  der  Petition  die  Berechtigung  der  Arbeiterforderungen  zu 
beweisen  suchte  und  es  den  Fabrikanten  warm  ans  Herz  legte,, 
sich  mit  den  bezeichneten  Wünschen  einverstanden  zu  erklären.. 
Wie  es  indessen  nicht  anders  zu  erwarten  war,  blieb  dieser  Schritt 
vollkommen  erfolglos,  die  Fabrikinhaber  wollten  unbeschränkte 
Herren  über  die  Verwendung  und  Behandlung  ihrer  Arbeiter 
bleiben;  ebenso  führten  eine  mündliche  Besprechung  mit  den 
Fabrikanten  sowie  vielfache  Privatunterhandlungen  zu  keinem 
günstigeren  Resultat,  dagegen  wurden  von  mehreren  Fabrikanten 
allerlei  Repressalien  gegen  beteiligte  Arbeiter  (Entlassung  und 
Nicht  wieder  einstellung  auch  bei  anderen  Fabrikanten  des  Bezirks) 
verübt.  Als  die  Arbeiter  dessenungeachtet  nunmehr  einen  Antrag 
auf  zwangsweise  gesetzHche  Regelung  der  Arbeitszeit,  selbst  auf 
die  Gefahr  einer  Lohn  Verkürzung  hin,  beim  Gewerberat  stellten, 
konnte  dieser,  nachdem  er  auf  einen  nochmaligen  Vermittlungs- 
versuch hin  vom  Vorstand  des  Vereins  der  Rübenzuckerfabrikanten 
ein  strikte  ablehnendes  Antwortschreiben  erhalten  hatte,  nicht 
anders  als  entscheidend  zur  Festsetzung  der  Arbeitszeit  schreiten. 
In  der  Voraussicht  der  Wirkungslosigkeit  einer  derartigen  Bestim- 
mung wegen  Fehlens  einer  Strafe  für  ihre  Übertretung,  wandte 
er  sich  aber  zunächst  mit  Schreiben  vom  20.  März  1850  an  den 
Handelsminister  mit  der  Bitte  um  Anweisung  in  der  fraglichea 
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Angelegenheit  und  mit  dem  Antrag,  daß  eine  Straf bestimmung 
auf  die  Übertretung  des  §  49  der  Verordnung  festgesetzt  werden 
möchte.  Über  den  Ausgang  dieser  Angelegenheit  ist  in  der  er- 
wähnten Zeitung  nichts  mehr  enthalten,  da  sie  noch  in  demselben 
Jahre  eingegangen  zu  sein  scheint.  Jedenfalls  aber  zeigt  der 
Vorfall  deutlich,  daß  die  Gewerberäte  eine  der  wichtigsten  An- 
gelegenheiten der  gewerblichen  Arbeiter,  die  Dauer  der  täg- 
lichen Arbeitszeit,  praktisch  nicht  beeinflussen  konnten,  weil 
ihnen  die  gesetzliche  Handhabe  zur  Durchführung  ihrer  Anord- 
nungen fehlte. 

Derselbe  Gewerberat  zu  Magdeburg  versuchte  ungefähr  zur 
gleichen  Zeit  die  Regelung  der  täglichen  Arbeitszeit  für  eine 
andere  Arbeiterkategorie  in  etwas  abweichender  Weise  zu  verwirk- 
lichen. Es  handelte  sich  diesmal  um  die  Festsetzung  der  täglichen 
Arbeitszeit  für  die  Bauarbeiter.  In  den  Baugewerken  hatte  schon 
des  längeren  Streit  zwischen  Meistern  und  Gesellen  über  die 
Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit  gewährt,  Vermittlungsversuche  des 
Gewerberats  hatten  zu  keinem  Resultat  geführt,  die  Meister  be- 
harrten auf  der  Arbeitszeit  von  5  Uhr  morgens  bis  7  Uhr  abends, 
die  Gesellen  verlangten  eine  Arbeitszeit  von  6  Uhr  morgens  bis 
6  Uhr  abends.  Der  Gewerberat  zu  Magdeburg  erachtete  nach 
reiflicher  Erwägung  13  Stunden  täglicher  Arbeitszeit  (einschl. 
2  Stunden  Pause)  für  angemessen  und  erließ  unter  dem  19.  März 
1850  auf  Grund  des  §  49  a.  a.  O.  eine  dahingehende  Verordnung 
mit  gesetzlicher  Kraft.  Interessant  hierbei  war  die  anderweitige 
Ergänzung  der  fehlenden  Strafbestimmung  für  den  §  49.  Der 
Gewerberat  verordnete  nämlich,  daß  auf  die  Gesellen,  welche  von 
ihren  Meistern  eine  kürzere  Arbeitszeit  erzwingen  wollten,  der 
§  182  der  Gewerbeordnung  vom  17.  Januar  1845  (Koalitionsverbot 
der  Arbeitnehmer)  und  auf  die  Meister,  welche  von  ihren  Gesellen 
eine  längere  Arbeitszeit  erzwingen  wollten,  der  §  181  G.  O.  (Koa- 
litionsverbot der  Arbeitgeber)  Anwendung  finden  sollte.  Daß  die 
Androhung  dieser  Strafen  verfangen  haben  sollte,  dürfte  kaum 
anzunehmen  sein,  denn  die  Strafe,  die  hier  angedroht  wurde,  trat 
nur  im  Falle  der  Verabredung  ein;  diese  aber  ist,  noch  dazu,  wo 
die  Zahl  der  Arbeitgeber  eine  geringe  ist,  ebenso  leicht  zu  um- 
gehen wie  schwer  nachzuweisen.  Es  ist  demnach  ohne  Zweifel, 
daß  die  Bemühungen  der  Gewerberäte,  regelnd  und  beaufsich- 
tigend die  tägliche  Arbeitszeit  der  gewerblichen  Arbeiter  zu  be- 
einflussen, gescheitert  sind.  Dagegen  ist  es  ihnen,  wie  z.  B.  in 
Magdeburg,  gelungen,  in  manchen  kleineren  Gewerken  durch 
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gütliche  Vermittlung  in  dieser  Richtung  Erfolge  zu  erzielen.  Es 
lag  dies  offenbar  daran,  daß  hier  die  beteiligten  Arbeitgeber  nicht 
so  widerstandsfähig  wie  die  mächtigen  Fabrikherren  waren.  — 


Kapitel  3. 

Die  Fabrikinspektoren  als  fakultative  Einrichtung  in  Preußen  von  ihrer 
Einführung  im  Jahre  1853  bis  zur  Schaffung  der  Gewerbeordnung  für 
den  Norddeutschen  Bund  im  Jahre  1869. 

§  I.  Die  Vorbereitungen  zur  Einführung  einer  besonderen 
Fabrikinspektion  in  Preußen. 
Die  politische  Bewegung  des  Jahres  1848  war  auf  die  Weiter- 
bildung der  staatlichen  Fabrikaufsicht  ohne  direkten  Einfluß.  Sie 
brachte  zwar  jene  vorerwähnten  Gewerberäte,  die  gewisse  Befug- 
nisse in  bezug  auf  die  Regelung  der  Verhältnisse  der  Fabrikarbeiter, 
Gesellen,  Gehilfen  etc.  besaßen,  doch  faktisch  keine  Erfolge  zu 
erzielen  vermochten.  Von  noch  geringerem  praktischen  Wert  in 
dieser  Hinsicht  war  die  Tätigkeit  der  Deutschen  Nationalversamm- 
lung in  Frankfurt  a.  M.,  in  deren  Entwurf  einer  allgemeinen 
deutschen  Gewerbeordnung  auch  die  Fabrikaufsicht  eine  Rolle 
spielte.  Die  wenigen  Arbeiterschutzbestimmungen  dieser  Gewerbe- 
ordnung sollten  durch  kollegiale  und  aus  Wahlen  hervorgegangene 
»Fabrikausschüsse«  und  »Fabrikräte«  kontrolliert  werden,  doch  muß 
auch  von  diesem  Versuch  das  gelten,  was  Schäffle  gelegentlich  2) 
als  das  Resultat  der  Nationalversammlung  mit  den  Worten  be- 
zeichnete: »Alles  außerhalb  und  innerhalb  der  parlamentarischen 
Wände  Verhandelte  hat  nur  dazu  gedient,  den  Haufen  unschätz- 
baren Materials  für  deutsche  Einigungsversuche  um  etliche  Fuß 
höher  zu  türmen.«  Die  Frage  der  Fabrikaufsicht  sollte  zunächst 
noch  auf  lange  Zeit  hinaus  eine  rein  preußische  Angelegenheit 
bleiben,  und  mehr  als  die  ganze  kleinbürgerliche  Bewegung  dieses 
Jahres  wurde  für  ihre  Förderung  eine  innere  Verwaltungsangelegen- 
heit des  preußischen  Staates  von  Bedeutung:  im  Jahre  1848  wurde 
das  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  vom 
Ministerium  des  Innern  abgezweigt,  und  an  die  Spitze  des  ersteren 

^)  Verhandlungen  der  Deutsclien  verfassunggebenden  Reichsversammlung  zu  Frank- 
furt a.  M.;  Bd.  II  (enthaltend  das  zweite  Beilagenheft);  Frankfurt  a.  M.,  1848/ 1849; 
S.  925  ff. 

2)  Deutsche  Vierteljahrschrift  1859;  S.  218  f. 
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trat  derjenige  Minister,  der  sich  um  die  Entwickelung  der  Fabrik- 
aufsicht in  Preußen  besondere  Verdienste  erworben  hat:  der  Staats- 
minister von  der  Heydt. 

Er  kam  sehr  bald  zu  der  Ansicht,  daß  das  Regulativ  von 
1839  für  den  Schutz  der  Fabrikkinder  nicht  genügte,  sondern  er- 
weitert werden  müßte,  und  daß  vor  allem  seine  Durchführung  bis- 
her zu  wünschen  übrig  gelassen  hätte.  »Ich  habe  Grund,  anzu- 
nehmen«, äußerte  er  sich  in  einer  Zirkularverfügung  vom  22.  Mai 
1851,  »daß  die  Aufgabe,  welche  die  Entwickelung  der  sozialen 
Verhältnisse  der  Staatsregierung  stellt,  von  den  Behörden  nicht 
überall  nach  ihrer  ganzen  Bedeutung  erkannt  und  gewürdigt  wird. 
Jetzt,  wo  es  mehr  als  sonst  darauf  ankommt,  die  Mittel  zu  finden 
und  anzuwenden,  welche  den  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
wirkenden,  auflösenden  Elementen  entgegenzuwirken  geeignet  sind, 
wo  für  die  Handwerker  gesetzliche  Vorschriften  gegeben  sind, 
welche  die  Mittel  gewähren,  die  in  diesem  Stande  beschäftigten 
jungen  Leute  an  Zucht  und  Ordnung  zu  gewöhnen  und  ihre 
gewerbliche  und  sittliche  Ausbildung  zu  überwachen,  kann  die  Re- 
gierung die  Arbeiterverhältnisse  in  den  Fabriken  nicht  unbeachtet 
lassen.  Es  kommt  aber,  um  beurteilen  zu  können,  ob  die  bestehen- 
den Vorschriften,  wenn  sie  überall  zur  Ausführung  gebracht  werden, 
für  den  Zweck  genügen,  oder  ob  und  welche  weiteren  Bestim- 
mungen zu  treffen  sein  werden,  um  diesen  sicher  zu  stellen,  darauf 
an,  festzustellen,  in  welcher  Weise  das  Regulativ  zur  Ausführung 
gebracht  und  was  angeordnet  ist,  um  die  Wirksamkeit  der  bestehen- 
den Vorschriften  sicher  zu  stellen.«  Abgesehen  von  der  Weiter- 
bildung des  Regulativs,  welche  hier  erst  in  zweiter  Linie  interessiert, 
fragte  der  Minister  hinsichtlicht  der  Fabrikenkontrolle  bei  den 
Regierungen  an :  i .  wie  und  durch  welche  Organe  die  Ausführung 
und  Beachtung  des  Regulativs  vom  9.  März  1839  bisher  kon- 
trolliert worden  wäre  und  2.  ob  sich  hierbei  Übelstände  heraus- 
gestellt, namentlich  ob  sich  Fabrikbesitzer  geweigert  hätten,  den 
kontrollierenden  Beamten  den  Eintritt  in  die  Arbeitslokale  zu 
gestatten  und  wie  dergleichen  Weigerungen  beseitigt  worden 
wären. 

Die  auf  diesen  Erlaß  hin  einlaufenden  Berichte  atmeten 
einen  wesentlich  anderen  Geist  als  die  vom  Jahre  1845,  sie  er- 
klärten einerseits  die  Weiterbildung  des  Regulativs  von  1839 
für  notwendig  und  gaben  andererseits  die  Unzulänglichkeit  der 
bisherigen  Kontrolle  durch  Polizei,  Geistliche  und  Schulbe- 
hörden sowie  Lokalkommissionen  offen  zu.    Die  Regierung  zu 
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Düsseldorf  befürwortete  die  Anstellung  von  Fabrikinspektoren, 
andere  empfahlen  die  Kontrolle  durch  besondere  Regierungs- 
organe. 

Die  Frage  der  Einsetzung  von  Fabrikinspektoren  nahm 
nun  sehr  bald  festere  Gestalt  an.  Eine  Konferenz  der  an  der 
Frage  interessierten  Minister  vom  30.  November  1852  entwarf 
ein  neues  Gesetz  über  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter, 
welches,  abgesehen  von  geringen  Abweichungen,  dem  späteren 
Gesetz  vom  16.  Mai  1853^)  entsprach,  und  zu  dessen  Durchführung 
Fabrikinspektoren,  »wo  sich  dazu  ein  Bedürfnis  ergeben  sollte«, 
als  Organe  der  Staatsbehörden  vorgesehen  wurden.  Nachdem 
dieser  Entwurf  einer  Begutachtung  durch  die  Handelskammern 
und  kaufmännischen  Korporationen  unterbreitet  worden  war,  ge- 
langte er  als  Gesetzesvorlage  zur  Beratung  an  die  zweite  Kammer 
des  preußischen  Landtages.  In  den  Motiven  zu  diesem  Entwurf 
kam  die  Unzulänglichkeit  der  bisherigen  Kontrolle  gleichfalls  zum 
Ausdruck,  und  als  einziges  Erfolg  versprechendes  Mittel  zur 
Durchführung  des  Gesetzes  wurde  die  Einsetzung  besonderer 
Fabrikinspektoren  befürwortet.  »  Die  vorerwähnten  Bestimmungen  « , 
heißt  es  in  den  Motiven,  »werden  indessen  ebensowenig  als  die 
des  Regulativs  einen  besseren  Zustand  herbeiführen,  wenn  nicht 
für  eine  gehörige  Aufsicht  auf  die  bezüglichen  Anstalten  gesorgt 
wird,  und  eine  Verbesserung  der  hierfür  bestehenden  Vorschriften 
erfolgt.  Jetzt  fehlt  es  an  Organen,  welche  ausschließlich  diesem 
wichtigen  Beruf  sich  hingeben,  mannigfache  Erfahrungen  an  ver- 
schiedenen Orten  sammeln,  die  Ergebnisse  derselben  durch  fort- 
gesetzte, vergleichende  Betrachtung  läutern  und  belebend  mit 
Rat  und  Tat,  mit  Anordnungen  und  Vorschriften  auf  diejenigen 
einwirken  könnten,  welche  in  diesen  Verhältnissen  sich  bewegen. 
Auch  hier  kann  England  zum  Vorbild  dienen,  wo  sich  die  An- 
stellung besonderer  Fabrikinspektoren  mit  sehr  ausgedehnter  Voll- 
macht als  das  wirksamste  Mittel  ergeben  hat,  die  Ausführung  der 
gesetzlichen  Bestimmungen  sicher  zu  stellen.  Es  ist  weder  das 
Bedürfnis  noch  die  Absicht  vorhanden,  bei  uns  für  alle  Bezirke 
gleichmäßig  diese  Organe  zu  schaffen,  sondern  nur  da  soll  damit 

1)  Die  wesentlichen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  waren  folgende:  Jugendliche 
Arbeiter  unter  12  Jahren  durften  nicht  beschäftigt  werden,  solche  unter  14  Jahren  nur 
6  Std.  täglich;  jugendliche  Arbeiter  von  14 — 16  Jahren  durften  10  Std.  täglich  beschäftigt 
werden  mit  einstündiger  Mittagspause  und  je  einhalbstündiger  Vor-  und  Nachmittags- 
pause ;  Verbot  der  Nachtarbeit  (8  Y2  Uhr  abends — 5  ^/^  Uhr  morgens)  sowie  der  Sonn- 
und  Festtagsarbeit. 


vorgegangen  werden,  wo  sich  die  Notwendigkeit  klar  herausstellt. 
Auch  soll  durch  die  Fabrikinspektoren  die  Aufsicht  der  Lokal- 
polizei, die  Tätigkeit  eigener  (hier  und  da  bereits  bestehender, 
nirgends  aber  mit  besonderem  Erfolge  wirkender)  Kommissionen 
für  einzelne  Orte  nicht  als  überflüssig  beseitigt,  sondern  im  Gegen- 
teil erst  recht  wirksam  gemacht,  gefördert  und  nach  einheitlichen 
Grundsätzen  geleitet  werden.  Der  Regel  nach  werden  sie  für 
einen  ganzen  Regierungsbezirk  anzustellen  sein  und  unter  der 
Aufsicht  der  Regierungen  zu  wirken  haben.  Es  kann  aber  auch 
angemessen  erscheinen,  benachbarte  Bezirke  von  gleichartigem 
gewerblichem  Verkehr,  selbst  wenn  sie  verschiedenen  Regierungen 
untergeordnet  sind,  einem  und  demselben  Fabrikinspektor  zuzu- 
weisen, um  die  volle  Beschäftigung  desselben  und  die  Erreichung 
des  gewollten  Zwecks  zu  sichern.  In  diesem  Sinne  ist  der  erste 
und  dritte  Absatz  des  §  1 1  (der  Vorlage)  entworfen  worden, 
während  der  zweite  ihnen  die  Befugnisse  der  Ortspolizeibehörden 
für  den  Bereich  ihrer  amtlichen  Wirksamkeit  beilegt  und  der 
vierte  ihnen  das  Recht  erteilt,  die  gewerblichen  Anstalten  bei 
Tag  und  Nacht  zu  revidieren.« 

§  2.    Der  preußische  Landtag  und  die  Frage  der  Ein- 
setzung von  Fabrikinspektoren. 

Dieser  Gesetzentwurf  der  Staatsregierung  ^)  wurde  seitens 
der  zweiten  Kammer  des  preußischen  Landtags  in  der  Sitzung 
vom  3.  Februar  1853  2)  zunächst  einer  vereinigten  Kommission 
für  das  Unterrichts  wesen  3)  und  für  Handel  und  Gewerbe 
überwiesen,  die  einen  ausführlichen  Bericht  über  ihre  Verhand- 
lungen erstattete*).  Es  trat  in  der  Kommission  eine  fast  voll- 
ständige Übereinstimmung  der  Ansichten  über  die  Notwendigkeit, 
die  Gesetzgebung  zum  Besten  der  jugendlichen  Arbeiter  fortzu- 
bilden, hervor,  und  der  Entwurf  der  Regierung  fand  in  allen 
wesentlichen  Punkten  den  Beifall  der  Abgeordneten.  Zu  der 
Frage  der  Fabrikaufsicht  erklärte  der  Vertreter  des  Handels- 
ministeriums bei  den  Kommissionsberatungen,  daß  das  ältere 
Regulativ  den  gehegten  Erwartungen  sehr  wenig  entsprochen 

^)  Drucksache  Nr.  92  der  Zweiten  Kammer  vom  Jahre  1853. 

2)  Sten.  Ber.  über  die  Verhandig.  d.  Zweiten  Kammer  d.  Hauses  der  Abg.  vom 
Jahre  1853,  Bd.  I,  S.  205. 

3)  Da  die  Bestimmungen  über  die  Beschäftigimg  der  Fabrikkinder  eng  mit  der 
Frage  ihres  Schulunterrichts  verknüpft  waren. 

Drucksache  Nr.  308  vom  Jahre  1853. 
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hätte  und  zum  Teil  selbst  unausgeführt  geblieben  wäre,  weil 
es  namentlich  in  demselben  an  klaren  Bestimmungen  dar- 
über fehlte,  wie  die  Arbeitszeit  der  in  Fabriken  beschäftigten 
Kinder  mit  der  bis  zum  14.  Lebensjahre  dauernden  Schulpflicht  zu 
vereinigen  wäre.  Auch  hätten  die  Ortspolizeibehörden,  denen  die 
Aufsicht  über  die  Beobachtung  der  im  Regulativ  getroffenen  An- 
ordnungen übertragen  worden  wäre,  dieser  Obliegenheit  meist 
nur  unvollständig  genügt.  Welche  Wichtigkeit  eine  sorg- 
same Fabrikkontrolle  aber  mit  Rücksicht  auf  die  erhebliche  Zahl 
der  in  den  Fabriken  beschäftigten  Kinder  besaß,  ließ  der  Bericht 
ebenfalls  erkennen,  da  er  zum  ersten  Male  einige  authentische 
Zahlenangaben  über  die  Verbreitung  der  Kinderarbeit  in  den 
Fabriken  machte.  »Nach  den  beim  statistischen  Bureau  vorhandenen 
Notizen«,  heißt  es  dortselbst,  »waren  im  Jahre  1849  in  Preußen 
32000  Kinder  im  Alter  von  9 — 14  Jahren  mit  Fabrikarbeit  be- 
schäftigt. Diese  Zahl  ist  zwar  im  Vergleich  mit  der  Anzahl  von 
etwa  2000000  Kindern  desselben  Alters,  welche  überhaupt  in 
Preußen  vorhanden  sind,  verhältnismäßig  unbedeutend,  indessen 
ist  in  Betracht  zu  ziehen,  daß,  während  in  England  und  Schott- 
land der  Bevölkerung  vorzugsweise  im  Gewerbebetriebe  und 
in  verwandten  Berufszweigen  beschäftigt  sind,  Y4  ^ber  sich  dem 
Ackerbau  widmet  und  für  die  übrige  Bevölkerung  die  nötigen 
Lebensmittel  produziert,  in  Preußen  zur  Zeit  noch  die  Hälfte  der 
Bevölkerung  dem  Ackerbau  sich  widmet,  nur  4000000  Menschen 
vom  eigentlichen  Gewerbebetriebe  leben  und  nur  etwa  500000 
in  Fabriken  und  ähnlichen  Anstalten  Beschäftigung  finden.«  Zu 
dem  §  1 1  des  Entwurfs  (Einführung  einer  besonderen  Fabrik- 
inspektion) nahm  der  Bericht  im  besonderen  folgendermaßen 
Stellung:  »Die  Absicht,  von  welcher  die  Regierung  bei  der  vor- 
geschlagenen Anstellung  besonderer  Beamten  zur  Beaufsichtigung 
der  Fabriken  geleitet  worden,  ist  in  den  Motiven  näher  dargelegt. 
Man  hat  dabei  das  in  England  durch  das  Gesetz  vom  29.  Au- 
gust 1833,  die  sogenannte  factory-act,  zuerst  eingeführte  Institut 
der  Fabrikinspektoren  im  Auge  gehabt.  Bei  den  von  den  eng- 
lischen sehr  abweichenden  preußischen  Verhältnissen  und  der 
ganz  verschiedenen  Organisation  der  Verwaltungsbehörden  wird 
aber  die  Stellung  der  Fabrikinspektoren  in  Preußen  eine  wesent- 
lich andere  als  dort  und  jetzt  noch  nicht  bestimmt  abzumessen 
sein.  Es  wird  daher  von  der  Regierung  beabsichtigt,  zunächst 
nur  für  einige  industriereiche  Regierungsbezirke  solche  Beamte 
anzustellen  und  nach  Maßgabe  der  gesammelten  Erfahrungen  mit 


der  weiteren  Ausbildung  dieses  neuen  Instituts  vorzugehen.  Da 
es  hierbei  auf  eine  genaue  Kenntnis  der  PersönHchkeiten  und  der 
lokalen  Verhältnisse  ankommt,  so  empfiehlt  es  sich,  daß  der  Regie- 
rung freie  Hand  gelassen  und  den  betreffenden  Ministerien  die 
Abgrenzung  des  Wirkungskreises  der  Fabrikinspektoren  in  der 
für  dieselben  zu  erlassenden  Instruktion  vorbehalten  werde.« 
Diesen  Vorschlägen  entsprechend  wurden  die  Bestimmungen  über 
die  Fabrikaufsicht  in  der  Fassung  der  Regierungsvorlage  ange- 
nommen, und  die  Kommission  beschloß  mit  großer  Majorität,  der 
Zweiten  Kammer  die  Annahme  des  ganzen  Gesetzentwurfs  zu 
empfehlen. 

Am  9.  Mai  1853  erfolgte  die  Beratung  des  Gesetzentwurfs  im 
Plenum  der  Zweiten  Kammer.  Eine  nennenswerte  Opposition  gegen 
den  Gesetzentwurf  erhob  sich  nur  von  Seiten  des  Abgeordneten 
Degenkolb,  indessen  galt  diese  Opposition  lediglich  einigen  Be- 
stimmungen des  Schutzgesetzes  selbst,  die  dem  Abgeordneten  zu 
weitgehend  erschienen,  nicht  der  Art  der  vorgeschlagenen  Aufsicht. 
»Die  Aufsicht  der  Regierung  will  ich  auch,«  äußerte  er,  »und 
zwar  noch  viel  entschiedener,  als  der  Herr  Minister  selbst;  das 
geht  schon  aus  meinem  Amendement  zu  §  1 1  hervor.  In  diesem 
Amendement  habe  ich  beantragt,  daß  nicht  die  Bedürfnisfrage 
maßgebend  sein  könnte,  sondern  daß  Fabrikinspektoren  notwendig 
sind,  da  nicht  alle  Fabriken  ohne  Aufsicht  dem  Gesetze  nachkommen 
würden.  Ich  will  nicht,  daß  das  Gesetz  dasselbe  Schicksal  haben 
möchte  wie  das  Regulativ  von  1839.« 

»Hätte  die  Regierung  ihre  Schuldigkeit  getan,  ihre  Pf H cht 
erfüllt,  dann  hätte  dieses  Regulativ  ausgeführt  werden  müssen, 
und  es  hätte  nicht  vorkommen  dürfen,  daß  in  Berlin  unter  den 
Augen  des  Herrn  Ministers  die  Kinder  in  den  Druckereien  .  .  . 
12  Stunden  arbeiten  müssen,  das  Regulativ  gestattete  keine 
12  stündige  Arbeit.  .  .  .« 

»Das  Gesetz  vom  Jahre  1839  war  ein  durchaus  notwendiges, 
und  es  ist  nicht  der  Fehler  des  Gesetzes,  sondern  der  Fehler  der 
höheren  Behörden,  daß  dies  Gesetz  seinen  Zweck  verfehlt  hat.« 
Gegen  diesen  Vorwurf  wandte  sich  alsbald  der  Minister  von  der 
Heydt:  »Ich  habe  vorher  übersehen,  auf  eine  Bemerkung  des 
Abgeordneten  Degenkolb  zu  antworten,  und  erlaube  mir,  das 
jetzt  nachzuholen.  Derselbe  hat  nämlich  der  Regierung  den  Vor- 
wurf gemacht,  daß  sie  selbst  es  verschulde,  daß  das  Regulativ 
von  1839  so  wenig  zur  Ausführung  gekommen  sei.  Er  hat  wohl 
übersehen,  wie  in  den  Motiven  gerade  als  Grund  für  den  Erlaß 
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eines  neuen  Gesetzes  angeführt  ist,  daß  das  Regulativ  faktisch 
nicht  habe  zur  Ausführung  kommen  können.  Das  Regulativ  ge- 
stattet eine  Arbeitszeit  von  lo  Stunden  und  will  außerdem  die 
allgemeinen  Bestimmungen  für  den  Unterricht  aufrecht  erhalten 
v^issen.  Danach  würden  die  armen  Kinder  lo  Stunden  arbeiten 
und  außerdem  5  Stunden  Unterricht  erhalten  müssen.  Darauf 
konnten  nun  die  Behörden  nicht  halten,  denn  es  hat  ihnen  un- 
möglich geschienen,  die  Kinder  in  dieser  Weise  anzustrengen  und 
ich  glaube,  daß  dies  den  Behörden  nicht  zum  Vorwurf  gereichen 
kann.«  Im  weiteren  Verlaufe  der  Diskussion  beantragte  der  Ab- 
geordnete Degenkolb  Fabrikinspektoren  für  alle  Landesteile  der 
Monarchie  einzuführen  und  nicht  nur  dort,  »wo  sich  dazu  ein  Be- 
dürfnis ergibt«,  wie  es  der  Regierungsentwurf  vorsah.  Indessen 
fand  dieser  Antrag  nicht  die  Billigung  des  Ministers:  »Es  ist  dieser 
Zusatz  um  deswillen  beigefügt  worden «,*  sagte  er,  »weil  die  Ver- 
hältnisse der  Monarchie  sehr  verschieden  sind.  In  manchen  Be- 
zirken sind  nur  sehr  wenig  Fabriken,  so  daß  die  dortigen  Be- 
hörden dieselben  sehr  gut  überwachen  können.  Die  Anstellung 
von  Fabrikinspektoren  ist  mit  Kosten  verknüpft,  so  daß  es  rat- 
sam erscheint,  da  von  denselben  abzusehen,  wo  es  nicht  not- 
wendig ist.  Ich  empfehle  Ihnen  die  Annahme  der  betreffenden 
Worte.« 

Das  Gesetz  fand  in  der  vorgeschlagenen  Form  die  Zustimmung 
der  Zweiten  Kammer.  Schon  drei  Tage  später,  am  12.  Mai  1853 
erfolgte  seine  Durchberatung  in  der  Ersten  Kammer.  Auch  hier 
fand  der  Gesetzentwurf  und  insbesondere  der  die  Aufsicht  be- 
handelnde §  1 1  weitreichendes  Verständnis,  dem  der  Abgeordnete 
V.  Olfers  die  folgenden  Worte  lieh:  »Vorzüglich  möchte  ich  daher 
Ihnen  nur  noch  den  Artikel  11  empfehlen;  denn  hierin,  meine  ich, 
beruht  vorzugsweise  das  Leben,  die  Wirksamkeit  und  Fort- 
bildung des  Gesetzes,  nämlich  die  Inspektoren,  die  ernannt 
werden  sollen;  möge  man  ja  nicht  in  ihnen  bloße  Polizeibeamte, 
wie  wir  jetzt  die  Polizei  verstehen  —  früher  bezeichnete  man  da- 
mit etwas  anderes  —  haben  wollen,  sondern  Pfleger  der  armen 
Kinder,  die  in  den  Fabriken  beschäftigt  werden.  Die  Inspektoren 
haben  in  England  eine  sehr  große  Gewalt,  die  ihnen  gesetzlich 
beigelegt  ist,  und  der  von  keinem  Fabrikanten  widersprochen 
werden  kann.«  Auch  hier  gelangte  das  Gesetz  mit  großer 
Mehrheit  zur  Annahme,  und  damit  war  für  Preußen  ein  be- 
sonderes, wenn  auch  vorerst  fakultatives  Fabrikinspektorat  ge- 
schaffen. — 


§  3-    Die  Aufgaben  der  ersten  preußischen  Fabrik- 
inspektoren. 

Zur  Ausführung  des  Gesetzes  vom  i6.  Mai  1853  stellte  die 
Staatsregierung  in  den  drei  industriereichsten  Regierungsbezirken: 
Düsseldorf,  Aachen  und  Arnsberg,  Fabrikinspektoren  an.  Die 
Tätigkeit  der  Fabrikinspektoren  war  auf  die  Sorge  für  das  Wohl 
der  jugendlichen  Arbeiter  beschränkt,  umfaßte  dieses  aber  im 
weitgehendsten  Maße.  Denn  abgesehen  davon,  daß  ihnen  die 
Aufsicht  über  das  im  Gesetz  vorgesehene  Schutzalter,  die  Arbeits- 
zeit und  die  Pausen  der  jugendlichen  Arbeiter  übertragen  war, 
hatten  sie  ihr  Augenmerk  auch  gesundheitlichen  und  unfall- 
technischen Verhältnissen  der  Betriebe  —  aber  nur  soweit  hiervon 
jugendliche  Arbeiter  berührt  wurden  —  zuzuwenden  und  »auf 
Remedur  hinzuwirken«.  Sodann  aber  waren  sie  befugt,  die  Fabrik- 
schulen zu  besuchen,  um  sich  über  das  Maß  des  Unterrichts  der 
Fabrikkinder  ein  Urteil  zu  bilden  und  eventuell  die  Schulaufsichts- 
behörden zu  weiteren  Maßnahmen  anzugehen;  ebenso  hatten  sie 
zu  ermitteln,  ob  die  jugendlichen  Arbeiter  regelmäßig  zum  Katechu- 
menen-  und  Konfirmandenunterricht  aus  der  Arbeit  entlassen  wurden. 
Sie  hatten  sogar  darauf  hinzuwirken,  daß  Unterweisungen  der  heran- 
wachsenden weiblichen  Fabrikjugend  in  Führung  des  Haushalts  und 
weiblichen  Beschäftigungen  eingeführt  würden^}.  Zur  wirksamen 
Erledigung  dieser  Aufgaben  hatte  der  Fabrikinspektor  jede  dem 
Gesetz  unterworfene  Anlage  mindestens  dreimal  jährlich  zu  besuchen. 

Eigenartig  und  von  den  heutigen  Verhältnissen  abweichend 
war  die  Stellung  des  Fabrikinspektors  zu  den  Polizeibehörden. 
Seine  Tätigkeit  war  nicht  nur  zur  Ergänzung  derjenigen  der  Orts- 
poHzeibehörden  bestimmt,  sondern  er  hatte  als  Organ  der  Königl. 
Regierung  die  Polizeibehörden  in  der  Ausführung  der  die  jugend- 
lichen Arbeiter  betreffenden  Bestimmungen  auch  zu  beaufsich- 
tigen. Er  hatte  die  in  dieser  Beziehung  bemerkten  Unregel- 
mäßigkeiten der  Königl.  Regierung  unter  Darstellung  des  Sach- 
verhaltes mit  Anführung  von  Beweismitteln  anzuzeigen.  Ins- 
besondere hatte  er  zu  prüfen,  ob  bei  der  Ausfertigung  der  Arbeits- 
bücher für  die  jugendlichen  Arbeiter  vorschriftsmäßig  verfahren 
und  etwa  vorgekommene  Kontraventionen  gegen  die  ergangenen 
Bestimmungen  richtig  behandelt  worden  waren.  Die  Ortspolizei- 
behörden waren  ferner  verpflichtet,  auf  Ersuchen  des  Fabrik- 


1)  Außerdem  konnte  ihr  Wirkungskreis  durch  Zuweisung  besonderer  Auftiäge 
noch  erweitert  werden. 
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Inspektors  ihm  alle  Register,  Akten  und  dergl.,  welche  auf  die 
Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  Bezug  hatten,  zur  Einsicht 
zu  überlassen,  sowie  die  von  ihm  bei  der  Inspektion  des  Fabrik- 
etablissements für  nötig  erklärte  Assistenz  zu  leisten.  Der  Fabrik- 
inspektor selbst  hatte,  soweit  es  sich  um  die  Ausführung  des 
Gesetzes  vom  i6.  Mai  1853  und  des  Regulativs  vom  9.  März  1839 
handelte,  alle  Befugnisse  der  Ortspolizeibehörden,  doch  hatte  er, 
wo  schriftliche  Verfügungen  notwendig  wurden,  diese  zur  weiteren 
Kontrolle  der  Polizeibehörde  mitzuteilen. 

Der  Fabrikinspektor  war  der  Königl.  Bezirksregierung  un- 
mittelbar unterstellt.  Dieser  hatte  er  allmonatlich  das  von  ihm 
geführte  Reisejournal  vorzulegen,  sowie  am  Schlüsse  jeden  Kalender- 
jahres einen  Jahresbericht  zu  erstatten,  in  welchem  die  Ergebnisse 
seiner  Ermittlungen  in  statistischer,  polizeilicher  und  gewerblicher 
Beziehung,  sowie  die  Ergebnisse  seiner  Wirksamkeit  zusammen- 
zustellen und  Vorschläge  für  die  Verbesserung  der  vorgefundenen 
Übelstände  vorzutragen  waren.  Er  hatte  ferner  geeigneten  Falles 
über  die  Zweckmäßigkeit  der  Einsetzung  lokaler  Kommissionen  — 
denn  die  Möglichkeit  zur  Errichtung  derselben  im  Bedürfnisfalle 
war  noch  offen  gelassen  —  oder  Deputationen  zur  Unterstützung 
der  Aufsicht  über  die  Ausführung  der  die  jugendlichen  Arbeiter 
betreffenden  Bestimmungen  zu  berichten  sowie  darüber,  welche 
Personen  sich  zu  Mitgliedern  dieser  Organe  eigneten.  Er  war 
verpflichtet,  die  amtlich  zu  seiner  Kenntnis  gelangenden  Arbeits- 
und Betriebsverhältnisse  der  von  ihm  revidierten  Fabriken  geheim 
zu  halten.  Von  der  Möglichkeit,  den  Fabrikinspektoren  noch 
weitere  über  den  Rahmen  des  Gesetzes  vom  16.  Mai  1853  hinaus- 
gehende Aufgaben  zu  erteilen,  wurde  ebenfalls  Gebrauch  gemacht. 
Der  Fabrikinspektor  im  Regierungsbezirk  Arnsberg  z.  B.  fand 
Verwendung  zur  Aufsicht  über  die  Fortbildungsschulen,  zur  Ein- 
wirkung auf  die  Vervollständigung  des  gewerblichen  Unter- 
stützungswesens, zur  Kontrolle  der  Prüfungen  für  Handwerks- 
gesellen und  Meister,  zur  Einziehung  statistischer  Nachrichten  und 
zur  Begutachtung  anderer  einschlägiger  Fragen^). 

§  4.    Die  Wirksamkeit  der  drei  ersten  preußischen 
Fabrikinspektoren. 
Nachdem  der  Handelsminister  von  der  Heydt  sich  für  den 
Posten  eines  Fabrikinspektors  geeignete  Persönlichkeiten  von  den 

^)  Brämer:  Die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  in  Werkstätten  und  deren 
amtliche  Regelung  im  preußischen  Staate,  »Der  Arbeiterfreund«,  Bd.  X  (1872),  S.  56 f. 
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Regierungen  hatte  vorschlagen  lassen,  stellte  er  in  der  ersten 
Hälfte  des  Jahres  1854  die  ersten  drei  Fabrikinspektoren  in  den 
Regierungsbezirken  Düsseldorf,  Arnsberg  und  Aachen  zunächst 
kommissarisch  an.  Die  Tätigkeit  dieser  ersten  preußischen  Fabrik- 
inspektoren hat  als  ein  naturgemäß  besonders  interessantes  Kapitel 
in  der  Geschichte  der  deutschen  Gewerbeinspektion  eine  anschau- 
liche Schilderung  in  der  Literatur  durch  die  auf  Aktenstudien  ge- 
gründeten Abhandlungen  von  Anton    und  Thun  2)  gefunden. 

Im  Regierungsbezirk  Düsseldorf  war  nach  Anton  im  An- 
fang die  Durchführung  des  Gesetzes  keine  besonders  straffe,  da 
die  Regierung  die  Beschränkung  der  Arbeitszeit  der  unter  vierzehn 
Jahre  alten  Arbeiter  auf  6  Stunden  täglich  »mangelhaft  und  nach- 
teilig wirkend«  3)  fand  und  wiederholt  die  auf  Abschaffung  oder  Än- 
derung des  gedachten  Gesetzes  zielenden  Anträge  der  Fabrikanten 
befürwortete.  Erst  der  »scharfe  Tadel,  den  das  Verhalten  der  Be- 
zirksregierung durch  die  Minister  erfuhr«*),  habe  eine  Wendung 
in  den  Anschauungen  der  Düsseldorfer  Regierung  herbeigeführt. 
Die  nach  den  Worten  des  Oberpräsidenten  der  Rheinprovinz 
»höchst  matte  Behandlung  der  Angelegenheit  von  Seiten  der  Düssel- 
dorfer Regierung  und  oberflächliche  Auffassung  des  den  Keim 
zu  reichem  Segen  in  sich  tragenden  Gesetzes  vom  16.  Mai  1853«^) 
scheine  anfangs  auch  ungünstig  auf  das  Verhalten  des  Fabrik- 
inspektors zurückgewirkt  zu  haben,  doch  darf  man  ihm  das  nicht 
verübeln,  da  er  nicht  einmal  fest  angestellt  war,  und  deshalb  ist 
Thuns  ironisches  Urteil  über  seine  Tätigkeit  in  der  ersten  Zeit 
kein  gerechtes^).  Es  zeigte  sich  im  Gegenteil,  daß  er  sehr  wohl 
zu  konsequentem  und  energischem  Vorgehen  befähigt  und  geneigt 
war,  als  er  merkte,  daß  ein  solches  Vorgehen  die  Billigung  des 
Ministers  finden  würde.  Denn  als  der  Minister  den  drei  Fabrik- 
inspektoren am  20.  April  1855  eine  Audienz  in  Berlin  erteilt,  sie 
zu  energischem  Vorgehen  ermutigt  und  vor  allem  fest  angestellt 

^)  Anton:  a.  a.  O. 

2)  Thun:  a.  a.  O.  Teil  II,  S.  179 f. 

„  :  Die  Fabrikinspektoren  in  Deutschland  (Jahrbuch  für  Gesetzgebung  usw. 
N.  F.  V  [1881]). 

„  :  Beiträge  zur  Geschichte  der  Gesetzgebung  luid  Verwaltung  zugunsten 
der  Fabrikarbeiter  in  Preußen  (Zeitschr,  des  preuß.  Statistischen 
Bureaus  1877). 

3)  Anton:  a.  a.  O.  S.  113. 
*)  Anton:  a.  a.  O.  S.  115. 
^)  Anton  S.  114. 

®)  Thun:  Die  Industrie  am  Niederrhein  usw.    Teil  I,  S.  178  imten. 
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hatte,  da  betrug  die  vom  Düsseldorfer  Fabrikinspektor  in  dem- 
selben Jahre  ermittelte  Zahl  von  Kontraventionen  894,  eine  Zahl, 
die  doch  sicher  nicht  von  geringem  Pflichteifer  spricht.  Wenn 
die  Zahl  der  ermittelten  Gesetzesverstöße  später  wieder  erheblich 
zurückging,  so  lag  das  vor  allem  an  der  seit  Anfang  der  i86oer 
Jahre  herrschenden  minder  günstigen  Konjunktur,  die  ohnehin 
wenig  Veranlassung  zu  Gesetzesübertretungen  bot. 

Im  Regierungsbezirk  Arnsberg,  dessen  erster  Fabrikinspektor 
ein  früherer  Gewerbeschullehrer  war,  stellte  sich  die  zahlenmäßige 
Revisionstätigkeit  wie  folgt: 


iken 

beschäftigte 
jugendliche  Arbeiter 

von  diesen 
besuchten  die 

;lte 
Lngen 

Im  Jal 

CS 
M 

s 
1 

CA 
N 

Ö 

1 

1^ 

Fort- 
bildungs- 
schulen 

1  1 

1855 
1856 

1857 
1858 

282 

367 
388 
356 

1690 
1890 

1754 
1932 

1248 
1088 
881 
792 

2938 
2984 

2635 
2724 

788 
780 

534 
552 

846 

714 
586 

453 

442 

40  T 
356 
360 

243 
123 

113 
153 

13 
31 
19 
28 

Auffallend  niedrig  ist  die  Zahl  der  ermittelten  Kontraventionen, 
sie  wird  nach  Anton  erklärlich  durch  eine  Bemerkung  der  Be- 
zirksregierung »nach  welcher  die  sporadischen  Revisionen  des 
Fabrikinspektors  nur  selten  die  Fabriken  unvermutet  überraschten, 
vielmehr  erfahrungsmäßig  die  Nachricht  seiner  bevorstehenden 
Ankunft  so  frühzeitig  in  der  zu  revidierenden  Fabrik  eintraf,  daß 
noch  Zeit  genug  vorhanden  war,  alles  in  legalen  Zustand  zu  ver- 
setzen«^). Diese  Äußerung  würde  auf  eine  lässige  Amtsführung 
des  Fabrikinspektors  hinzudeuten  scheinen,  da  sie  die  Frage  er- 
weckt, warum  die  Revisionen  des  Fabrikinspektors  nur  »spora- 
disch« und  nicht  zahlreich  stattfanden,  wie  es  die  Sache  erforderte. 
Der  —  von  Anton  und  Thun  anscheinend  nicht  gekannte  — 
Grund  hierfür  lag  höchstwahrscheinlich  darin,  daß  der  Fabrik- 
inspektor an  häufigeren  Revisionen  durch  langjährige  Kränklich- 
keit 2)  verhindert  war,  ein  Umstand,  der  seine  Tätigkeit  in  einem 
wesentlich  anderen  Lichte  erscheinen  läßt.  Übrigens  stellte  ihm  die 
Bezirksregierung  an  anderer  Stelle  selbst  das  Zeugnis  aus,  »daß  seine 

1)  Anton:  a.  a.  O.  S.  ii6. 

2)  Eine  Erwähnung  derselben  findet  sich  bei  Brämer:  Die  Beschäftigung  jugend- 
licher Arbeiter  in  Werkstätten  und  deren  amtliche  Regelung  im  Preußischen  Staate. 
Der  Arbeiterfreund.    Bd.  X  (1872)  S.  56 f. 
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Mitwirkung,  bei  welcher  er  es  an  Fleiß,  Sorgfalt  und  Ernst  nicht  habe 
fehlen  lassen,  sehr  nützlich  gewesen  sei,  einmal  um  die  erste  Durch- 
führung des  Gesetzes  vom  i6.  Mai  1853  schleunig,  kräftig  und 
nachhaltig  zu  betreiben,  dann,  um  dessen  fortdauernde  Befolgung 
mit  kundigem  Auge,  gleichmäßigem  Urteil  und  voller  Selbständig- 
keit zu  überwachen«  1).  Er  verlor  in  der  Folgezeit  sein  Gehör  und 
starb  bereits  im  Jahre  18 60  2).  Seine  Stelle  wurde  nicht  wieder 
besetzt,  da  die  Arnsberger  Regierung  überzeugt  war,  daß  die 
bestehenden  Behörden  sehr  wohl  imstande  wären,  für  die  Durch- 
führung des  Gesetzes  zu  sorgen.  Das  Ministerium  entsprach  den 
wiederholten  Anträgen  der  Arnsberger  Regierung  und  nahm  im 
Jahre  1862  von  einer  Wiederbesetzung  der  Stelle  definitiv  Ab- 
stand. 

Der  Aachener  Fabrikinspektor  war  zweifellos  der  bedeutendste 
der  drei  ersten  preußischen  Fabrikinspektoren  und  derjenige,  dessen 
Tätigkeit  die  wirkungsvollste  gewesen  ist.  Nach  einem  anfäng- 
lichen Mißgriff  in  der  Person  des  zum  Fabrikinspektor  ernannten 
Beamten  wurde  im  Jahre  1858  der  Polizeikommissar  Piper  zum 
Fabrikinspektor  eingesetzt,  dessen  Leistungen  wiederholt  die  An- 
erkennung des  Königs  durch  Gewährung  besonderer  Remune- 
rationen sowie  durch  Verleihung  des  Titels  »Polizeirat«  fanden.  Er 
entfaltete  in  den  Jahren  1858  bis  1868  eine  überaus  eifrige  Tätigkeit 
in  der  Durchführung  der  Schutzgesetze,  wobei  er  erbitterte  Kämpfe 
gegen  die  Fabrikanten  zu  bestehen  hatte.  »Sie  zeigten  mit  wenigen 
Ausnahmen«,  so  schrieb  er  in  dem  Jahresbericht  für  1858,  »sich 
nicht  geneigt,  mit  der  Befolgung  des  Gesetzes  Ernst  zu  machen. 
Es  gab  sich  dagegen  im  allgemeinen  ein  Unwillen  kund.  Da  die 
Revisionen  oft  wiederholt  und  dabei  Übertretungen  entdeckt  wurden, 
so  zeigten  sich  die  Fabrikanten  um  so  mehr  gereizt,  als  es  gelang, 
ihre  Vorkehrungen  zur  Signalisierung  der  Ankunft  des  Revisions- 
beamten durch  eigens  angebrachte  Schellenzüge,  aufgestellte  Posten 
und  dergl.  zu  entdecken  und  ihnen  auszuweichen.  Aus  einer 
Fabrik  wurden,  weil  das  Zeichen  verhindert  worden  war,  sämt- 
liche Arbeiter  bei  meinem  Erscheinen  zum  Nachhausegehen  ent- 
lassen, um  die  Revision  zu  vereiteln.  In  anderen  Fällen  waren 
die  Portiers  angewiesen,  niemanden,  auch  nicht  den  Fabrikinspektor, 
in  die  Fabrik  zu  lassen,  bevor  derselbe  dem  Chef  angemeldet 
worden  war.  Ich  wurde  wohl  auch  mit  beleidigenden  Äußerungen 
und  Spitzfindigkeiten  empfangen,  die  jedoch  mit  ruhigem  Verhalten 

1)  Anton:  a.  a.  O.  S.  Ii6. 

2)  Thun:  Die  Industrie  am  Niederrhein,  Teil  I,  S.  179. 
Poerschke,  Die  Eutwickl,  der  Gewerbeaufsicht  in  Deutschi.  3 
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und  Schweigen  entgegnet  wurden«  i).  Die  folgende  Tabelle  gibt 
einen  Überblick  über  seine  Revisionstätigkeit: 


Es  kamen: 


Im  Jahre 

auf  be- 
schäftigte 
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Der  Rückgang  in  der  Zahl  der  ermittelten  Gesetzwidrigkeiten 
während  der  Jahre  1866 — 68  hatte  auch  hier  seine  Ursache  in 
der  rückläufigen  wirtschaftlichen  Konjunktur  dieser  Jahre;  da  in 
solchen  Zeiten  die  Fabriken  ohnehin  nicht  voll  beschäftigt  sind, 
besteht  weniger  Neigung  zu  Gesetzesübertretungen  als  in  Jahren 
flotten  Geschäftsganges. 

Einen  zähen,  aber  erfolglosen  Kampf  bestand  der  Aachener 
Fabrikinspektor  gegen  die  Aachener  Stadtverwaltung  im  Bunde 
mit  der  katholischen  Geistlichkeit  hinsichtlich  des  Unterrichts  der 
Fabrikkinder.  Es  wurde  schon  oben  hervorgehoben,  daß  dem 
Fabrikinspektor  auch  die  Sorge  für  das  geistige  Wohl  der  Kinder 
in  den  ihm  unterstellten  Fabriken  übertragen  war.  Es  hatte  nun 
in  Aachen  von  jeher  ein  Mißverhältnis  zwischen  der  Zahl  der 
schulpflichtigen  Kinder  und  der  Zahl  der  zur  Verfügung  stehen- 
den Schulen  bestanden,  das  zwar  im  Jahre  1861  einigermaßen 
ausgeglichen  wurde,  aber  ohne  daß  hiermit  die  Ansichten  der 
maßgebenden  Kreise  Aachens,  die  in  dem  Schulzwang  ein  un- 
heilvolles Eingreifen  des  Staates  in  die  Rechte  der  Familien  er- 
blickten, einen  Umschwung  erfahren  hätten.  Die  städtischen 
Behörden  im  Verein  mit  der  katholischen  Geistlichkeit  entließen 
viele  Kinder  schon  mit  dem  12.  bezw.  13.  Lebensjahr  aus  der 
Schule,  indem  sie  dieselben  »als  teilhaftig  der  jedem  vernünftigen 
Menschen  ihres  Standes  notwendigen  Kenntnisse«  2)  erklärten.  Da 
nun  das  Fabrikgesetz  von  1853  Kinder  unter  14  Jahren  nur  unter 


1)  Anton:  a.  a.  O.  S.  105. 

2)  Anton:  a.  a.  O.  S.  108. 


—    35  — 


der  Bedingung  zur  Arbeit  zuließ,  daß  sie  täglich  3  Stunden  Unter- 
richt erhielten,  so  war  der  Eintritt  in  die  Fabrikbeschäftigung  an  die 
Existenz  besonderer  Nachhilfeschulen  geknüpft.  Solche  ins  Leben 
zu  rufen  bezw.  die  vorhandenen  zu  vermehren,  bemühte  sich  der 
Fabrikinspektor  von  Anfang  an  vergeblich.  Es  trat  daher  sehr 
bald  der  Fall  ein,  daß  nur  ein  Teil  derjenigen  Kinder,  welche  sich, 
um  Fabrikarbeit  annehmen  zu  können,  zum  Unterricht  meldeten, 
auch  tatsächlich  ein  Unterkommen  in  den  Schulen  fanden.  Die 
übrigen  mußten,  weil  kein  Platz  für  sie  vorhanden  war,  entweder 
auf  die  Fabrikarbeit  verzichten  und  sich  einstweilen  anderen  Be- 
schäftigungsarten zuwenden  oder  aber  sie  fanden  auch  wohl  zum 
Teil,  ohne  den  nötigen  Schulunterricht  zu  erhalten,  entgegen  den 
gesetzlichen  Bestimmungen,  in  den  P'abriken  Aufnahme.  Da 
letzteres  aber  bei  der  Wachsamkeit  des  Fabrikinspektors  nicht  so 
einfach  gewesen  sein  dürfte,  so  waren  die  Kinder  vielfach  zum 
Nichtstun  gezwungen,  wenn  sie  keine  sonstige  Beschäftigung 
fanden,  und  so  entbehrte  es  nicht  der  Berechtigung,  wenn  die 
Aachener  Handelskammer,  freilich  in  etwas  anderem  Sinne,  in 
ihrem  1860er  Jahresbericht  schrieb:  »Dann  lastet  auch  das  Gesetz 
über  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  schwer  auf  manchem 
Industriezweig,  noch  mehr  aber  auf  dem  Arbeiterstande  selbst. 
Die  Klagen  der  Arbeiter  über  dieses  Gesetz  werden  immer  lauter, 
und  im  Publikum  herrscht  nur  eine  Stimme  darüber,  daß  die 
Demoralisation  unter  den  Kindern  einen  immer  höheren  Grad 
erreiche,  seitdem  denselben  eine  nützliche  Beschäftigung  untersagt 
sei.«  ....  Die  unermüdlichen  Versuche  des  Fabrikinspektors,  dem 
Schulmangel  abzuhelfen,  scheiterten  aber  an  der  vereinigten  Macht 
von  Stadtverwaltung,  Geistlichkeit  und  Handelskammer.  In  anderen 
Teilen  des  Regierungsbezirks  war  seine  Arbeit  in  dieser  Beziehung 
zwar  etwas,  aber  doch  nur  wenig  erfolgreicher. 

Piper  wurde  ein  Opfer  seines  Berufes.  Infolge  übermäßiger 
Anstrengungen  und  einer  Erkältung,  die  er  sich  auf  einer  Dienst- 
reise zugezogen  hatte,  wurde  er  1869  auf  ein  langwieriges  Kranken- 
lager geworfen,  welches  ihn  in  die  traurigste,  durch  eine  Königl. 
Remuneration  etwas  gemilderte  Lage  brachte. 

Übrigens  verdient  wohl  noch  die  kaum  bekannte  Tatsache 
Erwähnung,  daß  außer  diesen  drei  Regierungsbezirken  noch  die 
Bezirke  Münster  und  Minden  für  kurze  Zeit  der  speziellen  Auf- 
sicht eines  Fabrikinspektors  unterstellt  waren.  Nachdem  die  Re- 
gierung in  Minden  durch  Bericht  vom  3 1.  Dezember  1853  erklärt 
hatte,  daß  infolge  des  derzeitigen  verhältnismäßig  geringen  Um- 

3* 
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fanges  des  Fabrikwesens  sich  ein  Bedürfnis  zur  Anstellung  eines 
eigenen  Fabrikinspektors  nicht  herausgestellt  hätte,  wurde  dort 
zunächst  ein  Mitglied  der  Königl.  Regierung  mit  der  Revision 
der  Fabriken  betraut.  Im  Jahre  1858  wurde  jedoch  die  Regierung, 
und  zwar  durch  das  Oberpräsidium,  erneut  befragt,  ob  die  Aus- 
dehnung der  Tätigkeit  des  Fabrikinspektors  in  Arnsberg  auch  auf 
den  Mindener  Bezirk  wünschenswert  wäre,  und  obgleich  die  Re- 
gierung diese  Frage  in  Anbetracht  der  ihr  genügend  erscheinenden 
Wirksamkeit  des  Regierungsmitgliedes,  der  Landräte  und  Orts- 
polizeibehörden verneinte,  ordnete  ein  Erlaß  des  Handelsministers 
vom  30.  Juni  1858  dennoch  an,  daß  der  Arnsberger  Fabrikinspektor 
außer  den  gewerblichen  Etablissements  der  Bezirke  Arnsberg  und 
Münster  auch  diejenigen  des  Mindener  Regierungsbezirks  von  Zeit 
zu  Zeit  bereisen  sollte.  Es  ist  indessen  wahrscheinlich,  daß  der 
genannte  Fabrikinspektor  wegen  seiner  oben  erwähnten  langjährigen 
Kränklichkeit  nicht  zur  Ausübung  seiner  Funktionen  in  letzterem 
Regierungsbezirk  gekommen  ist.  Bereits  zwei  Jahre  später  (1860) 
starb  er,  und  seine  Stelle,  wurde,  wie  erwähnt,  nicht  wieder  besetzt i). 

Die  Tätigkeit  der  drei  ersten  preußischen  Fabrikinspektoren 
hat  ungerechterweise  mitunter  eine  wenig  günstige  Beurteilung 
erfahren.  Namentlich  ist  das  Urteil  Thuns,  daß,  während  in 
England  die  ersten  Fabrikinspektoren  in  der  Lage  gewesen  wären, 
»im  Vollgefühl  ihrer  Verantwortung  mit  Mannesmut  sonder  Scheu 
vor  ihren  reichen  Gegnern  für  die  Autorität  des  Gesetzes  einzu- 
treten«, man  in  Deutschland  Subalternen  eine  Aufgabe  zugewiesen 
hätte,  »der  sie  nicht  gewachsen  waren «2),  zum  mindesten,  was  den 
Vergleich  mit  England  anbelangt,  nicht  als  zutreffend  anzuerkennen. 
Die  späteren  Untersuchungen  von  Weyer  über  die  englische 
Fabrikinspektion 3)  haben  ergeben,  daß  es  den  ersten  englischen 
Fabrikinspektoren  trotz  eifriger  Tätigkeit  ebensowenig  gelang 
wie  ihren  preußischen  Kollegen,  die  Durchführung  der  gesetzlichen 
Bestimmungen  vollständig  zu  erreichen.  Man  muß  eben  streng  unter- 
scheiden zwischen  der  Durchführung  der  Fabrikgesetze  und  der  Amts- 
führung der  Fabrikinspektoren.  Daß  die  erstere  nicht  gelang,  ist  noch 
kein  Beweis,  daß  die  zweite  schlecht  war.  Es  wäre  notwendig  ge- 
wesen, für  jede  Fabrik  einen  besonderen  Inspektor  zu  ernennen, 
wenn  man  das  erstrebte  Ziel  ganz  hätte  erreichen  wollen,  denn 
kaum  hatte  der  Fabrikinspektor  einer  Fabrik  den  Rücken  gekehrt, 

^)  Brämer:  a.  a.  O.  S.  56. 

2)  Thun:  Die  Industrie  am  Niederrhein,  Teil  I,  S.  180. 

Weyer:  Die  englische  Fabrikinspektion,  Tübingen  1888,  s.  S.  66 f. 
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um  eine  andere  zu  revidieren,  so  übertrat  man  die  Gesetze  aufs 
neue^).  Thun  selbst  berichtet,  daß  die  Vorkehrungen,  welche  die 
Fabrikanten  trafen,  um  die  Beamten  zu  täuschen,  ein  wahres 
Studium  erforderten  und  daß,  wenn  man  sie  alle  durchschaute, 
denselben  mit  gewöhnlichen  Mitteln  nicht  zu  begegnen  gewesen 
sei,  so  sehr  verlockte  der  durch  billigere  Arbeit  erzielte  Gewinn 
zur  Gesetzesübertretung.  »Sobald  der  Fabrikinspektor  in  einen 
Ort  kommt,  verbreitet  sich  seine  Anwesenheit  wie  ein  Lauf- 
feuer durch  denselben;  vielen  Fabriken  kann  er  sich  nur  über  eine 
weite  Fläche  nahen,  und  Kommis  und  Lehrlinge  signalisieren  seine 
Ankunft;  in  zahlreichen  Etablissements  läßt  der  Portier  keine  Person 
herein,  bevor  er  nicht  im  Kontor  rapportiert  hat;  in  anderen  führt 
der  Weg  in  das  Innere  nur  durch  das  Kontor,  in  welchem  man 
den  Inspektor  durch  Begrüßungen  aufzuhalten  sucht,  und  selbst 
wenn  es  ihm  gelingt,  rasch  in  die  Fabrik  einzudringen,  so  sind 
die  Kinder  schon  systematisch  auf  das  Lügen  eingeschult«  2). 

Man  darf  sich  daher  nicht  wundern,  und  es  ist  menschlich 
vollkommen  begreiflich,  wenn  die  Fabrikinspektoren  bei  ihrem 
unausgesetzten  Kampf  gegen  eine  Welt  von  Widerständen  zuweilen 
erlahmten.  Denn  nicht  nur  bei  den  Fabrikanten,  sondern  auch 
bei  den  Arbeitern,  speziell  bei  den  Eltern  der  in  den  Fabriken  be- 
schäftigten Kinder  gab  sich  gegen  das  Gesetz  »ein  Unwillen  kund«. 
Den  letzteren  war  das  Gesetz  deswegen  zuwider,  weil  es  ihnen 
durch  die  Beschränkung  der  Kinderarbeit  einen  Ausfall  an  Ein- 
nahmen brachte.  So  hatten  die  Fabrikinspektoren  ständig  nach 
zwei  Fronten  zu  kämpfen.  Dennoch  muß  die  Tätigkeit  der  ersten 
Fabrikinspektoren  von  Wirksamkeit  gewesen  sein,  denn  schon  im 
Jahre  1855,  besonders  aber  im  Jahre  1858  gelangten  verschiedene 
Petitionen  aus  M.-Gladbach,  Stolberg,  Burtscheid,  Eupen,  Aachen 
und  Umgegend  an  das  Abgeordnetenhaus,  in  welchen  der  Unmut 
der  Fabrikanten  über  das  Gesetz  von  1853  seinen  Ausdruck  fand, 
und  die  den  besten  Beweis  für  das  energische  Vorgehen  des  Aachener 
Fabrikinspektors  bildeten.  Die  Petition  von  1858  wurde  vom  Ab- 
geordnetenhause der  Regierung  zur  Erwägung  überwiesen,  diese  sah 
sich  indessen  nicht  veranlaßt,  den  Fabrikanten  zu  Willen  zu  sein. 

Die  Tätigkeit  der  ersten  Fabrikinspektoren  und  die  Wirkung 
des  Gesetzes  von  1853  hat  durch  den  Minister  von  der  Heydt,  auf 
dessen  Initiative  diese  ganze  Aktion  in  erster  Linie  zurückging, 
auch  ihre  authentische  Beurteilung  erfahren.    In  seinen  Verwal- 

^)  Anton:  a.  a.  O.  S.  105. 
2)  Thun:  a.  a.  O.  S.  181. 


-    38  ~ 


tungsberi eilten  aus  den  1850er  Jahren  an  den  König  schrieb  er^): 
»Das  Gesetz  ....  vom  16.  Mai  1853  ....  ist  in  der  Ausführung 
begriffen.  In  den  fabriktätigsten  Regierungsbezirken  Düsseldorf, 
Aachen  und  Arnsberg  sind  Fabrikinspektoren  ernannt.  In  Berlin 
sind  die  diesen  zustehenden  Geschäfte  einem  höheren  Polizei- 
beamten übertragen;  ob  sich  noch  in  anderen  Bezirken  die  An- 
stellung solcher  Inspektoren  als  ein  Bedürfnis  wird  erkennen  lassen, 
wird  die  Erfahrung  lehren.  Daß  das  Gesetz  hier  und  da  zu  Be- 
schwerden Veranlassung  geben  werde,  sowohl  seitens  der  Fabri- 
kanten als  der  Eltern  und  Vormünder  derjenigen  jugendlichen 
Arbeiter,  welche  der  Verwendung  in  Fabriken  einstweilen  ganz 
oder  teilweise  entzogen  werden,  war  vorherzusehen.  Daß  das 
Gesetz  aber,  obgleich  dasselbe  zugunsten  der  jugendlichen 
Arbeiter  in  Fabriken  weitergeht  und  die  Sonderinteressen  der 
Arbeitgeber  weniger  berücksichtigt,  als  dies  in  irgendeinem 
anderen  Lande  geschieht,  heilsam,  und  in  allen  seinen  wesentlichen 
Bestimmungen,  ohne  Nachteil  für  die  Industrie,  welcher  bei  den 
höheren  Zwecken  des  Gesetzes  irgend  ins  Gewicht  fallen  könnte, 
ausführbar  ist,  darüber  bin  ich  niemals  zweifelhaft  gewesen  und 
darin  bin  ich  durch  persönliche  Besprechung  mit  den  Fabrik- 
inspektoren, welche  zu  dem  Zwecke  kürzlich  hier  versammelt 
waren,  bestärkt  worden.  Es  wird  nur  darauf  ankommen,  dem 
durch  Sonderinteressen  veranlaßten  Widerstande  mit  Beharrlichkeit 
entgegenzutreten,  um  zu  erlangen,  was  bei  der  Fortbildung  unserer 
industriellen  Zustände  als  unentbehrlich  angesehen  werden  muß: 
eine  Schranke  gegen  den  Eigennutz,  der  sich  zwar  nicht  an  dem 
Eigentum  anderer  vergreift,  aber  sich  an  den  Mitmenschen  selbst 
versündigt.  Ich  halte  dafür,  daß  man  in  dem  Maße  zur  Beseitigung 
der  Gefahren  des  anwachsenden  Proletariats  unter  den  Fabrik- 
arbeitern beiträgt,  in  welchem  es  gelingt,  die  anwachsende 
Generation  dieser  Arbeiter  vor  Verkümmerung  des  Leibes  und 
der  Seele  zu  bewahren,  und  bei  solchem  Ziele  kann  über  die  Be- 
sorgnis vor  Erschwerung  der  Konkurrenz  mit  fremder  Industrie 
um  so  zuversichtlicher  hinweggegangen  werden,  als  die  dahin  ge- 
richteten Behauptungen  bisher  noch  der  Begründung  entbehren 
und  andere  Staaten,  gleich  Preußen,  die  Notwendigkeit  erkannt 
haben  oder  noch  erkennen  werden,  die  Rücksichten  auf  Fabri- 
kationsgewinn denen  nachzustellen,  welche  Humanität  und  Gemein- 
wohl in  Anspruch  nehmen  .  .  . 

1)  Verwaltungsbericht  des  Ministers  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten. 
Als  Manuskript  gedruckt,  Berlin  1855 — 1858. 
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Wie  notwendig  es  ist,  das  Gesetz  konsequent  durchzuführen, 
läßt  sich  aus  dem  Umstände  abnehmen,  daß  allein  im  Düsseldorfer 
Regierungsbezirk  in  einem  Zeitraum  von  i6  Monaten,  während- 
dessen von  den  Beamten  anfangs  überall ,  soviel  als  möglich, . 
schonend  und  beratend  verfahren  wurde,  dennoch  190  Bestrafungen 
wegen  Kontraventionen  vorgekommen  sind  .  .  ,  .«^). 

Einige  Jahre  später 2)  berichtete  der  Minister  an  den  König: 
»Von  dem  wohltätigsten  Einflüsse  auf  die,  demnächst  zur  Fabrik- 
arbeit übergehenden  jungen  Arbeiter  erweist  sich  das  Gesetz  vom 
16.  Mai  1853  ....  Es  hat  an  Widerwillen  seitens  eines  Teils  der 
Fabrikanten  und  der  Eltern  der  beteiligten  Kinder  nicht  gefehlt. 
Die  Staatsregierung  hat  sich  jedoch  dadurch  in  Ausführung  der 
getroffenen  Bestimmungen,  die  nur  bei  gleichmäßiger  und  konse- 
quenter Durchführung  zu  dem  erstrebten  Ziele  führen  können, 
nicht  beirren  lassen,  und  es  können  dieselben  als  in  voller  Wirk- 
samkeit begriffen  bezeichnet  werden.  Preußen  darf  den  Ruhm 
für  sich  in  Anspruch  nehmen,  in  dieser  Richtung  mehr  getan  zu 
haben,  als  irgendein  anderes  Land,  und  es  fehlt  weder  die  An- 
erkennung des  Auslandes  noch  an  Versuchen  desselben,  seinem 
Vorgang  zu  folgen.« 


1)  Bericht  vom  31.  Mai  1855. 

2)  Bericht  vom  12.  Juni  1858. 


Lebenslauf. 


Am  13.  April  1884  wurde  ich,  Stephan  Poerschke,  zu  Neustadt 
(Westpr.)  geboren.  Ich  besuchte  die  Realschule  zu  Dirschau,  wo 
ich  Ostern  1899  die  wissenschaftliche  Berechtigung  zum  einjährig- 
freiwilligen Militärdienst  erwarb,  und  das  Realgymnasium  zu 
St.  Johann  in  Danzig,  wo  ich  Ostern  1902  die  Reifeprüfung  bestand. 
Sodann  arbeitete  ich  ein  Jahr  lang  praktisch  als  Eleve  auf  der 
Kaiserlichen  Werft  zu  Danzig  und  bezog  im  Frühjahr  1903  die 
Technische  Hochschule  zu  Berlin,  um  mich  technischen  Studien 
zu  widmen.  Nach  viersemestrigem  Studium  bestand  ich  dortselbst 
die  Diplom- Vorprüfung,  nach  einem  weiteren  Studiensemester  ging 
ich  auf  die  Technische  Hochschule  zu  Danzig  über,  wo  ich  im 
Juli  1 907  die  Diplom-Hauptprüfung  in  der  Fachrichtung  für  Schiff- 
bau bestand.  Auf  meinen  Antrag  wurde  ich  durch  den  Herrn 
Minister  für  Handel  und  Gewerbe  in  den  preußischen  Gewerbe- 
aufsichtsdienst übernommen  und  unter  Ernennung  zum  Gewerbe- 
referendar dem  Herrn  Regierungspräsidenten  zu  Düsseldorf  zur 
Ausbildung  überwiesen.  Während  der  iY2jährigen  Ausbildungszeit 
wurde  ich  bei  den  Königl.  Gewerbeinspektionen  zu  Barmen  und 
Lennep  und  der  Königl.  Regierung  zu  Düsseldorf  beschäftigt. 
Vom  I.  April  1909  ab  wurde  ich  zu  dem  vorgeschriebenen  drei- 
semestrigen  Studium  der  Rechts-  und  Staatswissenschaften  beurlaubt. 
Während  des  ersten  Semesters  studierte  ich  an  der  Universität  zu 
Berlin,  während  der  beiden  folgenden  an  der  Universität  zu  Jena. 
Während  dieser  Zeit  hörte  ich  die  Vorlesungen  bez.  nahm  ich  teil  an 
den  Übungen  der  Herren  Professoren  und  Dozenten:  Anschütz, 
Bornhak,  Gärtner,  Gumprecht,  Kahl,  Lass,  Loening,  v.  Martitz, 
Niedner,  Pierstorf f,  Rosenthal,  Schachner,  v.  Schmoller,  Vongerichten, 
Adolf  Wagner,  W.  Zimmermann.  Allen  meinen  Lehrern,  insbesondere 
aber  Herrn  Geheimen  Hofrat  Prof.  Dr.  Pierstorff,  bin  ich  zu  herz- 
lichem Dank  verpflichtet. 


Hofbuchdruckerei  Rudolstadt 


